
Stellungnahme
des ASTA zu:

'Grundsätze für 
Studium und Prüfungen

Allgemeine Bemerkungen:

Seit dem das Papier zu "Grundsätze für Studium und Prüfungen" ver­
öffentlicht wurde und den Hochschulen zur Stellungnahme vorliegt, 
ist es wohl die wichtigste Grundlage der Studienreformdiskussion 
seit langem. Das Papier, im Folgenden kurz Stäkr-Papier, ist ein 
Produkt der 'Ständigen Komission für Studienreform'. Diese Kommis­
sion besteht aus 11 KMK-Vertretern und 11 HochschulVertretern, die 
von der westdeutschen Rektorenkonferenz vorgeschlagen wurden so­
wie mit beratender Stimme 12 Vertreter des Bundes, 1 DGB, 1 BDA. 
Zum überblick nocheinmal das ganze Studienreforminstrumentarium:
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Schon die Besetzung der Kommission zeigt, daß die Studenten völlig 
unterrepräsentiert sind, somit deren Interessen nur unzureichend 
Berücksichtigung finden können. Selbst die Besetzung der so ent­
standenen Kommission war von Mauscheleien gekennzeichnet. Völlig 
unklar war, nach welchen Kriterien die WRK Hochschulvertreter Vor­
schlägen solle,,und so versuchte jeder, die ihm genehmen Leute in 
die Stäk zu hiöfen. Aber dies nur zur Vorgeschichte. Da nicht ein­
mal sichergestellt war, daß die von der Studentenschaft vorgeschla­
genen Vertreter auch zum Zuge kamen, sondern die WRK Leute aus­
suchte lehnten viele Fachschaften und ASten dieses Instrumentarium 
ab. Ebenso lehnen die ASten und die VDS die Stäk aus inhaltlichen 
Gründen ab:
Ihre Aufgabe ist es die Umsetzung des HRG in die Studienordnungen vor­
zubereiten.

Dieses Instrumentarium birgt, bedingt durch die undemokratische Zu­
sammensetzung und die Zielsetzungen nach dem HRG die Gefahr in sich 
daß die Inhalte bei der Studienreformarbeit unter den Tisch fallen. 
Was übrig bleiben würtfej wäre eine "technokratische Reform”.

r

Zu den Grundsätzen für Studium und Prüfungen

1. Die Grundsätze sind als Folgerungen bzw..Rahmenbedingungen aus dem 

HRG für den Bereich* der Studienreform zu sehen. Somit gehen sie in 

allen Punktenfdie dieses Papier berührt^mit dem HRG konform. Haupt­

sächlich der zweite Teil über "Ausgangslage und Ziele der Studien- 

reform" entspricht voll den §§ 7 u. 8

§7

Ziel des Studiums

Lehre und Studium sollen den Studenten auf ein be­
rufliches Tätigkeitsfeld vorbereiten und ihm die dafür er­
forderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Me­
thoden dem jeweiligen Studiengang entsprechend so 
vermitteln, daß er zu wissenschaftlicher oder künstleri­
scher Arbeit und zu verantwortlichem Handeln in einem 
freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat 
befähigt wird.

§8

Studienreform

(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im 
Zusammenwirken mit den zuständigen staatlichen Stel­
len Inhalte und Formen des Studiums im Hinblick auf die 
Entwicklungen in Wissenschaft und Kunst, die Bedürf­
nisse der beruflichen Praxis und die notwendigen Ver­
änderungen in der Berufswelt zu überprüfen und weiter­
zuentwickeln. Die Studienreform soll gewährleisten, 
daß

1. die Studieninhalte im Hinblick auf Veränderungen in 
der Berufsweit den Studenten breite berufliche Ent­
wicklungsmöglichkeiten eröffnen;

2. die Formen der Lehre und des Studiums den metho­
dischen und didaktischen Erkenntnissen entspre­
chen;

3. die Studenten befähigt werden, Studieninhälte wis­
senschaftlich selbständig zu erarbeiten und deren 
Bezug zur Praxis zu erkennen; •

4. die Gleichwertigkeit einander entsprechender Hoch­
schulabschlüsse gewährleistet und die Möglichkeit 
des Hochschulwechsels erhalten bleiben.

(2) Zur Erprobung von Reformmodellen können be­
sondere Studien- und Prüfungsordnungen erlassen wer­
den, die neben bestehende Ordnungen treten. Die Er­
probung von Reformmodellen soll nach einer festge­
setzten Frist begutachtet werden.

(3) Für einen neuen Studiengang soll der Lehrbetrieb 
erst aufgenommen werden, wenn die Genehmigung 
oder der Erlaß einer entsprechenden Prüfungsordnung 
erfolgt ist.

(4) Die Hochschulen treffen die für die Studienreform 
und für die Förderung der Hochschuldidaktik notwendi­
gen Maßnahmen.



Aufhauend darauf werden dann entsprechende Folgerungen für Regel­

studienzeit und Prüfungen gezogen. Eine solche Vorgehensweise ist 

für uns Studenten, wie die massive bundesweite Protestwelle gegen 

dieses Gesetz gezeigt hat, nicht hinnehmbar.

2. Das gesamte Papier ist von dem Leitgedanken durchzogen, daß die Zie­

le der Hochschulausbildung hauptsächlich an der späteren beruflichen 

Tätigkeit orientiert sein sollen. Dabei wird das Spannungsfeld zwi­

schen Hochschule und Gesellschaft auf das zwischen Wissenschaft und 

Berufspraxis reduziert. Demzufolge bleibt auch die Darstellung der 

Rahmenhedinguiigen (Abschnitt 2) unvollständig und beschränkt sich 

auf die Punkte:

- Expansion des Wissens

- Veränderung im Verhältnis Wissenschaft und Gesellschaft

- Expansion der Hochschulen

Rahmenbedingungen auf diese drei oberflächlichen Gesichtspunkte zu 

reduzieren reicht sicher nicht aus, um einen umfassenden Überblick 

über die Möglichkeiten aber auch die Grenzen der Studienreform zu 

geben. Die Funktion der Wissenschaft in der Gesellschaft also ihre 

Funktion in Produktion und Reproduktion und ihr Beitrag zum allge­

meinen Weltbild des Menschen, wird weitgehend ausgeklammert.Um aber 

die im dritten Abschnitt für das konkrete Studium zu ziehenden 

Konsequnezen wirklich an der Zielanalyse des zweiten'Abschnitts 

zu orientieren, ist die Analyse der gesellschaftlichen, ökonomi­

schen und politischen Rahmenbedingungen von Studienreform notwen­

dig.

3. In dem Papier wird quasi die Aufspaltung des Studiums in Grund- und 

Hauptstudium kritiklos festgeschrieben, und zwar mit genau dem di­

daktischen Modell, das eigentlich schon jetzt allen klassischen Stu­

diengängen zugrunde liegt: Grundstudium für systematisches Basiswis­

sen, Hauptstudium zum Durchblicken. Demzufolge werden auch Prüfungen 

hauptsächlich als Auslesemechanismus verstanden und studienbegleitende 

Prüfungen jiur in besonderen Ausnahmefällen akzeptiert.

4. Positive Ansätze zeigen sich bei der Einschätzung neuer Lehr- und Lern­

formen, die allerdings wie auch an vielen anderen Stellen des Papiers 

schon in folgendem Satz wieder relativiert werden.



In einem Konsenspapier steht entweder nichts oder alles oder beides 

drini Zu den positiven Aspekten zählt unter anderem die Einschätzung 

zu den Orientierungsproblemen und Orientierungseinheiten (1.4. und

3.1.a.) sowie die Bemerkungen zur Orientierung des Studiums an der 

Praxis (2.), sowie der Abschnitt: zum öffentlichen Auftrag der Hoch­

schule.

5. Grundsätzlich wird Studienreform unmöglich, wenn nicht mindestens 

folgende Grundvoraussetzungen gegeben sind:

- die organisatorische und finanzielle Absicherung der Reformmaßnah­

men muß gegeben sein, d.h. daß trotz rückläufiger Studentenzahlen j

die materielle und personelle Ausstattung der Hochschulen erheblich ̂
i*

verbessert werden muß.

- die soziale Absicherung der Studienrenden muß gewährleistet werden. 

Dazu gehört in erster Linie kostendeckendes Bafög und ausreichender 

Wohnraum.

- große gesellschaftliche Gruppen und Gruppen an.den Hochschulen 

die bisher in Studienreformkommissionen und anderen Studienreform­

gremien (dazu gehören auch die Lehr- und Studienausschüße der Fach­

bereiche) unterrepräsentiert waren, müssen stärker als bisher dort 

Einfluß gewinnen.

Im Folgenden wollen wir zu den einzelnen Punkten des Papiers 

Stellung nehmen. Dabei ist das Stäk-Papier jeweils auf der 

linken Seite der linken Spalte abgedruckt, daneben, in der 

rechten Spalte die Stellungnahme der WRK.

Auf der rechten Seite dann die Stellungnahme des AStA der 

THD. Wir haben die Zusammenstellung deshalb so gewählt, um 

ein übersichtliches Lesen zu ermöglichen. Abkürzungen, die im 

Text Vorkommen, sind am Schluß erklärt.
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T e i l  I

WRK
Stellungnahme

Zuständigkeiten und Zusammenarbeit in der Studienreform

Einsetzung und Arbeitsauftrag der Gremien der überregionalen Studienre­

form gehen auf das Hochschulrahmengesetz und auf die in Ausführung des 

Hochschulrahmengesetzes getroffene Vereinbarung der Ministerpräsidenten 

über die Bildung gemeinsamer Studienreformkommissionen der Länder vom 

16. Februar 1978 zurück. Hei der Erfüllung des Arbeit3aufträges arbeiten 

Hochschulen, Staat und Fachvertreter aus der Berufspraxis zusammen.

1, Zusammenwirken von Hochschulen, Staat und Fachvertretem aus der 

Berufspraxis

Studienreform ist vor allem Aufgabe der Hochschulen. Staatliche Mitver­

antwortung für die Studienreform soll dazu beitragen, daß die verfas­

sungsmäßig verbürgten Bildungsansprüche eingelöst und die Erwartungen 

der Gesellschaft an die von den Hochschulen vermittelte Ausbildung nicht 

enttäuscht werden. Fachvertreter aus der Berufspraxis sollen Informatio­

nen und Vorstellungen über die Bedürfnisse der beruflichen Praxis und 

die notwendigen Veränderungen in der Berufswelt in die Studienreform­

kommissionen einbringen. Auf der anderen Seite soll ihre Mitarbeit dazu 

beitragen, daß Arbeitnehmer und Arbeitgeber frühzeitig über Veränderun­

gen in der Hochschulausbildung informiert werden, um sich hierauf ein­

stellen zu können.

Oie Hochschulen sollten ihrerseits eine inhaltlich bestimmte Zusammenar­

beit mit dem Staat und den Fachvertretem der Berufspraxis dadurch er­

leichtern, daß sie aus ihrer Sicht systematisch die Aufgaben, Leistungen 

und Schwierigkeiten in Lehre und Studium darstellen.

Zusammenhang von überregionaler Studienreforro und Studienreform in * 

den Hochschulen

Oie Verantwortung der einzelnen Hochschulen für Lehre und Studium bedeu­

tet auch, daß Ziele, Inhalte und Formen des Studiums innerhalb der Bun-

rfenreptinlik Deutschland LfriFprschiede aufwcisen können und sollen. Die 

überregionale Studienreform muß Raum lassen für Initiativen, Reformvor- 

stcHungen, Erfahrungen, neue Fntwicklungen und spezifische Gestaitungs- 

moqlichkoiten vor Ort. Überregionale Studienreform darf nicht mit dem 

Ziel der Vereinheitlichung der Lehrangebote betrieben werden; Uhifor- 

mierungstendenzen und zu 3ehr einengende Vorgaben würden die Studien- 

reform behindern.

Die überregionale Studienreform soll, (jm die Geschäftigungschancen der 

Absolventen zu fördern und die Erprobung von Reformmodellen zu unter­

stützen, vor allem die Gleichwertigkeit einander entsprechender Hoch­

schulabschlüsse gewähr leisten und die gesetzlichen A»forderungen kon­

kretisieren. Ein Wechsel der Hochschule sollte ohne unverhältnismäßigen 

Aufwand, insbesondere bis zum Beginn des llauptstudiums, ermöglicht wer­

den, ohne dal! dies zu einer Uniformität des Grundstudiums führen sollte. 

Die überregionale Studienreform soll fprner Ausbildungs- und Reformer- 

fahrtnigen auswerten, durch breite Diskussion der inhaltliehen Fragen 

Anstöße für die Reformarheit vor Urt geben und die Mitglieder der Hoch­

schulen für die Mitarbeit an der Studienreform gewinnen.

Es wird begrüßt, daß es der Ständigen Kommission für 

die Studienreform trot2 unterschiedlicher gesellschafts^ 

und hochschnlpolitischer Auffassungen möglich war, sieb, 

auf einen Kompromiß hinsichtlich der Erstellung von 

Grundsätzen solchen Umfangs als Arbeitsmaterial für 

die in der Studienreform Mitvirkenden ungeeignet sind.

Es sollte deshalb darauf hingewirkt werden, daß im 

Laufe der weiteren Beratungen eine'Kürzung erfolgt, 

z.3. dadurch, daß auf die ausführliche Wiedergabe der 

einschlägigen Paragraphen des Hochschulrahmengesetzes 

verzichtet wird.

Es ist richtig, daß wie durchgehend in der Vorlage be­

tont wird, im tertiären Bereich eine stärkere, bisher 

sträflich vernachlässigte Verknüpfung von Theorie und 

Praxis erfolgen, daß bei einer 25 - 27 % eines Geburten 

Jahrgangs umfassenden Studentenpopulation der Berufs-* 

Ausbildung eine größere Bedeutung zukomoen muß; nun­

mehr entsteht aber der Eindruck, daß die Instltulonen 

in diesem Bereich mit großem Vorrang, wenn nicht gar 

nur Ausbildungsfunktionen wahrzunehmen haben. Dies 

zeigt sich vor allem daran, daß

- generell von Hochschulen Cntit einer Ausnahme, S.32) 

und Hochschullehrern gesprochen wird und somit, dem 

Hochschulrahmengesetz folgend, eine Differenzierung 

in Universität, Fachhochschule, Gesamthochschule und 

andere tertiäre (Aus-)bildungsstätten und damit ln 

ihre eigenständigen Aufgaben endgültig zugunsten ei­

ner Nivellierung aufgehoben sowie daraus resultiemd

i

- eine absolute Verschulung der Studien das Ergebnis 

sein wird;

- Forschungund Wissenschaft fast ausschließlich in ih­

rer Verbindung und ihrer Funktion für die Praxis ge­

sehen werden, wobei eine Definition des Praxisbezuges 

nicht gegeben wird.

Die nationale und internationale Anerkennung der Univer­

sitäten hängt von ihren Leistungen vor allem in der For­

schung ab, eine ihrer vorwiegend als Berufsausbildung zu­

gedachte Funktion behindert die zweckfreie Forschung, ja 

merzt sie geradezu aus und hat eine Entwissenschaftli- 

chung der Universitäten zur Folge. Im übrigen liegt dem 

Entwurf die Konzeption einer Studienreform für die sog. 

großen Fächer zugrunde. Vieles des Gesagten ist für die 

sog. kleinen Fächer (Sinologie, Ägyptologie, Archäologie 

vergleichende Sprachwissenschaft (etc.) nicht anwendbar.
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Aus dum HochscUilrahmengesetz ergibt sich, daß sich die Aussagen von 

StudienroformkommissionPn wie folgt unterscheiden:

- Empfehlungen, die nach § 9 Abs. 7 IIRG verbindlich werden können, 

haben sich auf Grundsätze zu beschränken (§ 9 Abs. 4 und 5 HRG);

- Mustemtudien- und Musterprüfungsordnungen sollen beispielhaft, 

eventuell in alternativer Torrn, darstellen, wie die Empfehlungen 

näher ausgestaltet werden können;

- sonstige Ausführungen und Darstellungen, mit denen die Studienreform­

kommissionen die Reform von Studium und Prüfungen an den einzelnen 

Hochschulen zu fördern und zu unterstützen versuchen (§ 9 Abs. 1 HRG), 

sollen und können so detailliert angelegt sein, wie der Gegenstand

es jeweils erfordert.

Uta eine breite, problembezogene Diskussion in den Studienreformkommis­

sionen und in den Hochschulen zu fördern, wird die Ständige Kommission 

bei ihren Vorschlägen zur Besetzung der Studienreformkommissionen darauf 

hinwirken, daß in den einzelnen Kommissionen fachwissenschaftliche und 

berufspraktische Kompetenz, bisherige Ausbildungserfahrungen und wich­

tige Reformpositionen ausreichend vertreten sind.

3. Zusammenhang von regionaler und überregionaler Studienreform

Eine Reihe von Ländern hat regionale Studienreformkommissionen einge­

setzt. Soweit diese in demselben Studienbereich tätig sind wie überregio­

nale Studienreformkommissionen, sollten sich die regionalen und überregio­

nalen Kommissionen ihre Ergebnisse und Materialien gegenseitig zugänglich 

machen, ihre jeweiligen Erfahrungen in ihre Arbeit einbeziehen und um 

eine Abstimmung ihrer Ergebnisse bemüht sein. Regionale Studienreform­

kommissionen können auch die Besonderheiten der Studiensysteme und der 

Ausbildungserfahrungen eines Landes aufarbeiten und insoweit die Beteili­

gungsmöglichkeiten der Hochschulen und Fachbereiche des Landes verbrei­

tern; sie können ferner gezielte Förderungsmaönahmen entsprechend den 

örtlichen und regionalen Gegebenheiten empfehlen und auf die wissenschaft­

liche Begleitung und Auswertung von Ausbildungs- und Reformmaßnahmen hin­

wirken.

Im einzelnen wird - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - 

zu dem Entwurf festgestellt:

I . L :

Den Eochschularten entsprechend sollte schon hier 

differenziert und auf ihre unterschiedliche Aufgaben­

stellung hingewiesen werden. Das würde bedeuten,

daß die Universitäten und z.T. die Gesamthochschu­

len, dort wo es relevant ist, den Vertretern der 

Berufspraxis auch ihre Aufgaben in Wissenschaft und 

Forschung verdeutlichen.

X . 3 . :

Da die .Länder für die staatlichen Examina, z.B. 

in den Lehrämtern, verantwortlich sind und deshalb 

diese Studiengänge in ländereigenen Studienreform- 

kommissionen erarbeiten, ist rechtzeitig an die 

Möglichkeit der Durchlässigkeit zu den Studien­

gängen mit Hochschulabschluß (Magister, Diplom), 

welche jetzt in den ländergemeinsamen Koxmnissionen 

erarbeitet werden, zu denken. Die große Unterschied­

lichkeit in den Ländergepflogenheiten auf diesem 

Gebiet dürfte dabei einige Schwierigkeiten machen.



T e i l  II

Ausgangsläge und Ziele der Studienreform

1. Rahraenbedinqunqen der Hochschulausbildung und Folgerungen für die 

Studienreform

Vor alle« drei Faktoren machen die Strukturellen Probleme gegenwärtiger 

Hochschulausbildung und die Aufgaben der Sti/dlenreform verständlich: 

die "Explosion des Wissens", die Veränderungen im Verhältnis von Wis­

senschaft und Berufswelt und die Expansion der Hochschulen.

- Kennzeichen der modernen Wissenschaftsentwicklung ist die rapide 

Erweiterung des Wissens, das.von einer immer stärker sich spezia­

lisierenden Forschung erarbeitet wird. Nach einer gängigen Faust­

regel hat in den letzten Jahrzehnten innerhalb von 10 Jahren eine 

Verdoppelung des Wissens stattgefunden. Gleichzeitig verliert ein 

Teil bisherigen Wissens seine Bedeutung oder Brauchbarkeit. Oie 

Hochschulen haben sich daher zunehmend mit der Frage auseinander­

zusetzen, wie das 5tudium zu gestalten ist, um eine sinnvolle Orien­

tierung und Qualifizierung der Studenten zu ermögliche«.

- Oer wachsende Einfluß wissenschaftlicher Erkenntnisse auf immer 

mehr Lebensbereiche schlägt sich in veränderten Ausbildungs-, Ar-

beits- und Berufsstrukturen nieder.

- Eine weitere politisch gewollte Entwicklung ist der Ausbau der Hoch­

schulen, der^iner gestiegenen Nachfrage nach Hochschulausbildung 

Rechnung trägt. Innerhalb der letzten 20 Jahre haben sich in der 

Bundesrepublik Deutschland die Studentenzahlen vervierfacht.

Oie im folgenden angesprochenen Themen können nicht voneinander isoliert 

gesehen werden. Gleichwohl ist es zur Verständigung über die Studienre- 

fom» hilfreich, einzelne Merkmale der Hochschulausbildung näher zu be­

schreiben und aus ihnen - unter Berücksichtigung gesetzlicher Vorgaben - 

Folgerungen oder Hinweise für die Studienreform abzuleiten.

1.1 "Wissensexplosion" und Spezialisierung

Die Erweiterung und Spezialisierung des Wissens kann nicht unreflektiert 

in das Studienangebot übernommen werden. Die exponentiell wachsenden Er­

kenntnisse der modernen Forschung könnten im Rahmen einer noch so weit 

bemessenen Studiendauer keinesfalls abschließend dargeboten werden. Fer- 

ner"Erschwert die fortschreitende Spezialisierung die Verständigung der 

Fachv&rtreter über die Studieninhalte und läßt immer weniger einen in­

neren geistigen Zusammenhang der einzelnen Wissenselemente erkennen, der 

dem lernen und der späteren Anwendung eine Orientierung geben könnte. 

Überdies würden mit einer unreflektierten Übernahme der wissenschaftli­

chen Spezialisierung in die Hochschulausbildung hinein dem Studenten 

zwar aktuelle und kurzfristig produktive Spezialqualifikationen vermit­

telt werden können; auf längere Sicht aber würde ihm da3 volle Risiko 

der Wissensveralterung und der Veränderungen im Arbeitsieben aufgebür­

det werden, auf die er dann nicht vorbereitet wäre.

Deshalb

a) ist im Studium eine breite Grundqualifizierung anzustreben, die 

zu dauerhafter Berufsfähigk&it führt und eine zu enge berufs­

spezifische Einbindung vermeidet,

IX. 1.

1.: Die Forderung nach breiter .Grundqualifizierung und 

fachübergreifender Orientierung im Zusammenhang 

mit 2.3.b (erforderliche Fachkompetenz), 2.3. (Be­

rücksichtigung von beruflichen Bedürfnissen) und 

schließlich II.2 (Differenzierung) bedarf der Er­

läuterung, da zunächst nicht erkennbar ist, wie 

alle Forderungen gleichermaßen erfüllt werden kön­

nen - und das in einer begrenzten Studienzeit. Da­

rüber hinaus widerspricht die breite Grundquali­

fizierung in gewissem Maß der schon sehr früht in 

die breite Grundqualifizierung in gewissem Maß 

der schon sehr früh - in der Oberstufe des Gym­

nasiums einsetzenden Spezialisierung.



Stellungnahme
des ASTA

" " I ".... ~

1. Es werden eigentlich, nur drei Rahmenbedingen der Hochschulausbildung 
genannt:

- Expansion des Wissens
- Veränderung der Verhältnisse Wissenschaft und Gesellschaft
- Expansion der Hochschulen

Rahmenbedingungen auf diese drei, oberflächlichen Gesichtspunkte 
zu reduzieren, reicht sicher nicht aus um einen umfassenden Über­
blick über die Möglichkeiten aber auch die Grenzen der Studienreform* 
zu geben.?
Die gesellschaftliche Funktion von Wissenschaft in Produktion, Re­
produktion und Ideologie wird weitgehend ausgeklammert.

1. 1.a Eine breite Grundausbildung ist zweifelsfrei eine notwendige Voraus­

setzung für jedes Studium. Nur darf auch hier nicht der Fehler ge­

macht werden, daß selbige Grundqualifikation nach systematischen Ge­

sichtspunkten in verschulter- Form (Massenveranstaltungen...) zu 

erlangen sei.

Hat der Student schon bei den Grundlagen nicht begriffen was sie mit 

seinem späteren Tätigkeitsfeld, sowie dem gesellschaftlichen Umfeld 

zu tun haben, so wird er es später auch nur sehr zögernd begreifen.



b) k a m t  einer breiten fachlichen und fachübergreifenden Orientie­

rung der Studenten und ihrer Befähigung zu lebenslangem Lernen 

steigende Bedeutung zu,

c) gehört es zu den Hauptaufgaben der Studienreform, Wissenschaft 

als Prozeß erfahrbar zu machen und den inneren Zusammenhang der 

Lehrinhalte für einen Studiengang zu verdeutlichen; dies kann 

nicht allein durch wissenschaftliche SystenT^tijf geschehen, son­

dern ist auch durch Einbeziehung beruflicher Verwendungsbezüge 

in das Studium zu verwirklichen,

4) ist für das jeweilige Tätigkeitsfeld zu prüfen, über welche fach­
wissenschaftlichen Kenntnisse der Student bereits bei Beginn sei­

ner beruflichen Tätigkeit verfügen muß und welche er aktueller 

und anwendungsbezogener in der Zeit nach dem ersten berufsquali- 

fizierenden Abschluß erwerben sollte,

c) Es ist unklar, was "Wissenschaft als Prozeß erahr- 

bar machen” bedeutet. Auch muß der innere Zusammen- 

hang der LehrInhalte für einen Studiengang durch 

"Einbeziehung beruflicher Verwendungsbezüge in das 

Studium" verdeutlicht werden.

d) Im gesamten Papier siegt sich der Trend, das Stu­

dium und seine Struktur allein vom Tätigkeitsfeld 

aus, das nicht näher umschrieben wird, bestimmen 

zu lassen. Doch wie oft wird auch gerade das Tä­

tigkeitsfeld vom Portschritt der Forschung geprägt

~ (z.B. Weltraumforschung, Biochemie, Informatik etc.)

e) ist darauf zu achten, daO neben der unerläßlichen Vermittlung 

systematischer Kenntnisse das.exemplarische Lernen gefördert wird.

1.2 Wechselbeziehungen zwischen Wi33enschaft und Gesellschaft

Die unmittelbare oder mittelbare Verwissenschaftlichung zahlreicher Le­

bens- und Arbeitsbereiche verstärkt die ohnehin bestehende Spannung zwi­

schen Wissenschaft und beruflicher Praxis. Einerseits ist Wissenschaft 

auf Verbesserung und Kritik der bestehenden Praxis ausgerichtet, ande­

rerseits stellt die Berufspraxis Anforderungen an die wissenschaftliche 

Ausbildung und hat ihr gegenüber spezifische Erwartungen, lin diesem Span- 

nungsVerhältnis gerecht zu werden, muß sich Studienreform sowohl an den 

immanenten Entwicklungen der Wissenschaft orientieren als auch an ihrer 

Funktion in Beruf und Gesellschaft.

Deshalb

a) ist die Verbindung und Wechselbeziehung von Wissenschaft und 

Praxis ein zentrales Thema der Studienreform,

b) verlangen die Abstimmungsprobleme zwischen Hochschulausbildung 

und Arbeitsmarkt verstärkte Aufmerksamkeit (z. B. Differenzierung 

des Studienäpgebotes, Erschließung neuer Tätigkeitsfelder für Hoch­

schulabsolventen durch die Eröffnung breiter beruflicher Entwick­

lungsmöglichkeiten für die Studenten),

e) Wo bleibt die Einbeit von Forschung und Lehre? Mit 

dem Studium wird lediglich der Begriff des Lernens 

in Verbindung gebracht. Dies jedoch kann und darf 

für die Universitäten nicht der Fall sein.

Es ist eine grobe Einengung, die Aufgaben der Wis­

senschaft lediglich als Korrektiv der Praxis anzu­

sehen. >

a) Gewiß ist die Verbindung und Wechselbeziehung von 

Wissenschaft und Praxis ein wichtiges und kriti­

sches Thema,, birgt aber einerseits die Gefahr der 

Einseitigkeit in sich, andererseits muß gefragt 

werden, mit welchen Methoden sie erfaßt werden 

können.

b) Wenn man die Abstimmproblerne ernst nimmt, auch 

wenn eine Überbetonung der Ausbildung vermieden 

werden muß, sollten auch die neuralgischen Punkte 

bedacht werden, an denen man zahlenmäßig immer stär­

ker am Arbeitsmarkt vorbei, weil über dessen Kapa­

zität hinaus, ausbildet.

(Das gilt z.3. für fast alle Lehrämter und für den 

- Magisterabschluß anerkanntermaßen.)



1.1.b Nicht nur eine steigende Bedeutung kommt dem lebenslangen Lernen zu, 

sondern die Bedeutung bzgl. Lernprozessen überhaupt.

1.1.d Gerade diese Forderung zeigt, wieso dieses Papier konsensfähig ge­

worden ist. Zur Frage der Wechselbeziehung zwischen Berufspraxis und 

Gesellschaft und deren Verknüpfung durch Studienreformmaßnahmen, 

Stand noch im Krüger/Müller-Papier:

Studienreform soll - auch unter Einbeziehung 
von Vertretern der Berufspraxis - aus wissen­
schaftlicher Erkenntnis Anstöße zur Entwicklung 
neuer Berufsbezüge und -möglichkeiten in bestehen­
den und erweiterbaren Beschäftigungsbereichen 
geben. Das bedeutet, daß bestehende BerufsStrukturen 
und ihre möglichen Veränderungen darauf überprüft 
werden, inwieweit Hochschulausbildung für neue 
Probleme gesellschaftlicher Praxis und darauf bezo­
gene berufliche Tätigkeiten nutzbar gemacht werden 
muß.

1.1.e Exemplarisches Lernen fördern wollen, aber gleichzeitig systemat­

ische Kenntnisse vermitteln wollen, ist ein Paradoxon. Exempla­

risches Lernen heißt nicht, wie es hier wohl verstanden wird, 

nur ein Beispiel zu nehmen und dies zu vertiefen. Vielmehr soll 

exemplarisches Lernen an einem ausgewählten Beispiel das“ Eigent-^ 

liehe des Fachs, ja der ganzen Wissenschaft "erhellen".(Wagenschexn)

1.2. Im Punkt 1.2. wird eigentlich die grundlegende Kritik die wir am 

Anfang geäußert haben erst recht deutlich. Nicht die Analyse der 

Wechselbeziehung zwischen Wissenschaft und Gesellschaft wird 

gemacht, sondern vielmehr zwischen Wissenschaft (an der Hochschule) 

und der Berufspraxis.

Symtomatisch: "... verlangen die Abstimmung zwischen Hochschulaus­

bildung und Arbeitswelt..." (was immer das heißen mag?)



c) müssen Informationen aus der Berufspraxis systematisch bereitge­

stellt werden (z. B. durch Berufsfeldforschung und Mitwirkung von 

Fachvertretern der Berufspraxis),

d) muß die Forschung der Hochschulen zu ständiger Frneuerung der 

Studieninhalte beitragen.

c) Auch der umgekehrte Weg ist erforderlich, wie jedes 

Gespräch mit den Berufsberatern der Arbeitsämter 

zeigt: Zs müssen die Schulen und der Arfaeltsmarict 

mit seinen Beratern über dis. Fluktuation der Stu- 

dienanf orderungen in den Hochschulen laufend ori­

entiert werden.

1,3 Zum öffentlichen Auftrag der Hochschulen

Die Hochschulen sind Bildungseinrichtungen in einem freiheitlichen, 

demokratischen und sozialen Rechtsstaat. Von ihnen wird erwartet, daß 

sie das* Recht auf Bildung verwirklichen helfen.

Deshalb:

a) haben die Hochschulen einen über die fachliche Berufsvorbereitung 

hinausgehenden Auftrag, aufgrund dessen sie insbesondere zu beden­

ken haben, wie im Studium die demokratischen Tugenden, etwa der 

Toleranz, der Solidarität und des Willens zu Verständigung und 

Zusammenarbeit vermittelt werden können und wie die Studenten 

lernen können, die Arbeits- und Berufswelt zu verstehen und mit­

zugestalten (z. B. durch Beteiligung der Studenten an der Planung 

des Studiums, durch Thematisierung der spateren beruflichen, ge­

sellschaftlichen und staatsbürgerlichen Verantwortung im Rahmen 

des jeweiligen Studiengangs, durch Lehrveranstaltungsformen, die 

das soziale Lernen fördern),

b) ist bei der Gestaltung des Studiums auf unterschiedliche Vorbil­

dung der Studenten und insbesondere auf die Verbreiterung der Zu­

gangswege zu den Hochschulen entsprechend den ihnen vom Gesetz 

zugewiesenen Aufgabenstellungen Rücksicht zu nehmen (z. B. durch 

Brückenkurse),

c) sollen neue Formen der Nachfrage nach Hochschulausbildung aufge­

griffen werden (z. B. nach weiterbildendem Stüdigm und Studium 

neben dem Beruf).

1.4 Orientierunqsproblerne und Entfremdunqserscheinunqen

Tendenzen einer Desorientierung der Studenten innerhalb des Ausbildungs­

systems sowie fehlender Kontakt zwischen Hochschullehrern und Studenten 

sind nicht zu übersehen. Ausdruck dieser Entwicklung sind z. 8. Orien­

tierungsprobleme bei der Wahl des Studiums, Fachwechsel, Lernschwierig­

keiten, Verlängerung des Studiums, Prüfungsangst, Studienabbruch und auch 

Unsicherheit gegenüber den inhaltlichen Problemen der Wissenschaftsdis­

ziplinen und der Berufspraxis. Hierbei spielen z. 8. unklare Ziele des 

Studiums und zunehmend Anonymität der Ausbildung eine Rolle; aber auch 

Rahmenbedingungen, die nicht unmittelbar auf der Gestaltung des Studiuns 

beruhen, wie vor allem unsichere Berufsaussichten.

Deshalb:

a) ist die Transparenz des Studiensystems zu verbessern und sein 

Zusammenhang mit späteren Besrhäftigungsmöglichkeiten zu ver-. 

deutlichen (überschaubarer Studienaufbau, Studien- und Berufsbe­

ratung, Eröffnung neigungs- Und eignungsgerechter Wahlmöglichkei- . 

ten, Integration des Lehrawgebotes im Hinblick auf die Studien­

ziele, Verdeutlichung des Praxisbezuges der Ausbildung, orientie­

rende Gestaltung der Studieneingangsphase),

Diese Punkte sind zwar wichtig, doch so formuliert, 

daß sie ständig mißbraucht und extensiv gegen die 

Hochschule und ihr Bemühen um neue wissenschaft- 

liche Erkenntnisse in der Forschung ausgelegt wer­

den können. Im übrigen zmal unter a) werden den Hoch* 

schulen Aufgaben zugewiesen, die jede andere Ausbil­

dungstätte wahrzunehmen hat. Hingegen erfolgt kein 

Hinweis auf die den Hochschulen, vor allem die den 

Universitäten spezifischen Aufgaben in wissenschaft­

licher Forschung und Lehre, Aufgaben die an ihre 

Studenten Eignungsanforderungen steilen. Vielmehr 

sollen die Hochschulen Versäumnisse ausgleichen, 

deren Ursachen nicht bei ihnen zu suchen sind(vgl. 

auch XII.5). Dabei bleibt ungeklärt, wie diesen. 

Forderungen aachgekcsmen werden soll bei einer * 

Berücksichtigung der Förderungshöchstdauer und dem 

Ziel einer Verkürzung der Studienzeiten. Deshalb 

muß wenigstens von Mindesanforderungen* ausgegangen 

werden.

A k . i

Dia Erfahrung zeigt, daß "Orlfntierungsproblema" bei 

der Wahl des Studiums durcli Information nicht beheb­

bar sind: Häufig handelt es sich um Motivationspro­

bleme diffuse, flache Motivation. Nicht nur dies wird 

verschwiegen, sondern auch das Faktum, das mit der 

"Verbreiterung der Zugangswege zu der Hochschule” zu- 

saramenhängt. Diese "Verbreiterung der Zugangswege zu 

der Hochschule" bringt zunehmend unzureichend moti­

viert« Studenten in die Hochschule. Das hat Folgen 

für die Qualität der Ausbildung. Die Faktoren, die 

der Entwurf anführt, lenken davon ab und sind ver­

gleichsweise unerheblich fz.B. unklare Ziele des 

Studiums, Anonymität der Ausbildung).

* )
Es ist unklar, was mit "Eröffnung neigungs- und eig­

nungsgerechter Wahlmöglichkeiten" gemeint ist. Wer 

studiert, begibt sich in die Zucht einer Sache, die 

nur begrenzt Wahlmöglichkeiten gestattet. Wer mit 

ihr Neigungs- und Eignungsprcfileme hat,* iät augen­

scheinlich fehl am Platz. "Integration des Lehrange­

bots im Hinblick auf die Studienziele" widerspricht 

der Anforderung einer breiten wissenschaftlichen 

Grundausbildung, Erfahrungen mit integrierten Lehr­

angeboten sind negativ: unsolide. "Verdeutlichung 

es Praxisbezugs der Ausbildung" kann in Einlei­

tungsvorlesungen geschehen, darf aber nicht bedeuten, 

daß jede Lehrveranstaltung unter dem Gesichtspunkt 

der Praxisrelevanz zu rechtfertigen ist. Das würde zu 

einem engen Berufsschulbetrieb führen. Im übrigen 

sollte der E-ndruck - hier und an zahlreichen anderen 

Stellen - daß die Hochschulen in den vergangenen Jah­

ren keine Erfahrungen gemacht und Konsequenzen aus ih­

nen gezogen hätten, vermieden werden.



1.3. Diesen Abschnitt sollte sich, eigentlich jeder,der Studienreform be­

treibt übers Bett hangen! Eine wesentliche Funktion wird hier dem 

überdenken der Lernformen zukommen, die dann die Emanzipation des 

Studenten möglich machen.

Ein Beispiel sollen die Orientierungseinheiten sein, die an der THD 

in der .Rahmenstudienordnung für Diplomstudiengänge verankert sind. 

Darin wird in den Ausführungsbestimmungen gefordert, daß die "Rolle 

des Absolventen in der Gesellschaft" offengelegt werden soll. Genau 

dies entspricht, den im Stäk-Papier erhobenen Forderungen.

1.4. Verunsicherungen bezüglc^h der Berufsaussichten müssen durch geeig­

nete. Maßnahmen, insbesondere der öffentlichen Hand, abgebaut werden. ^  

Dies muß entsprechend dem Kriterium der gesellschaftlichen Bedürfnis­

se geschehen.

In diesen Bereich fallen aber darüber hinausgehende Problemfelder.

Die höhe Zahl der Studienabbrecher.ist sowohl auf die anonyme Wissens­

vermittlung als auch auf 'den imensen Prüfungsdruck zurückzuführen. 

Durch geeignete Lehr- und Lernformen (ProjektStudium, Kleingruppen) 

und entsprechenden Prüfungsformen (Prüfungen soweit wie möglich ab­

bauen, studienbegleitende Prüfungen) muß die Motivation zum Stu­

dium gefördert werden.



b) 9ind die Lehrveranstaltungsformen so auszuwählen und weiterzu­

entwickeln, daß sowohl fachliche Kompetenz vermittelt als auch 

der Situation der Studenten Rechnung getragen werden kann (z. B. 

auch Berücksichtigung hochschuldidaktischer Erkenntnisse und Er­

fahrungen, die auf Verbesserung des Kontakts zwischen den Studen­

ten sowie zwischen Studenten und Hochschullehrern gerichtet sind, 

und die Initiative, das Selbstbewußtsein und die Selbständigkeit 

der Studenten fördern), '

c) sind die Bemühungen der Hochschullehrer zu unterstützen, ihren 

veränderten Aufgaben in der Lehre gerecht zu werden (z. B. Mög- 

licfikeiten für hochschuldidaktische Weiterbildung und für Aufent­

halte in der Berufspraxis außerhalb der Hochschulen qgf. durch 

Freistellung der Hochschullehrer).

b) Universität ist keine Soziale Einrichtung für Gruppen­

therapie, sondern hat ihre Funktion in der Tat in der 

Vermittlung fachlicher Kompetenz.

Von erwachsenen Studierenden^muß verlangt werden, daß 

sie in der Lage sind, einer grißen Vorlsung zu folgen. 

Oie hochschuldidaktische These, daß die große Vorlesung 

* "überholt* ist, stimmt nicht. Sie ist nach wie vor die 

sachgemäße, unerläßliche Form, ein großes Sachgebiet 

umfassend, aus der Sicht eines Hochschullehrers darzu- 

stellen, und ist als solche durch nichts zu ersetzen.

Das Eingehen auf die Situation der Studenten hat durch­

aus seine Grenzen: Die Hochschuldidaktik ist immer wie­

der in Gefahr, statt die Studenten auf das Niveau der 

Wissenschaft zu bringen, die Wissenschaft auf das Niveau 

der Studenten zu bringen.

Außerdem sind Grenzen auch dort gesetzt, wo in Seminaren 

220 Studierende sitzen, oft noch in Räumen, die nur für 

die Hälfte der Zahl CI00) polizeilich zugelassen sind. 

D.h. die vielen und ehrenwerten Absichten des Papiers, 

z.B. weite Öffnung der Hochschulen und Verbesserung 

des persönlichen Kontaktes zwischen Lehrenden und Hören­

den, laufen dlamentral auseinander. Sie sind durch das 

Geschick des einzelnen vielleicht noch.einigermaßen er­

träglich zu machen, aber nie und nimmer von einem Re­

formpapier, das in seiner allgemeinen Formulierung, die 

für alle Länder paßt und vop Ihnen als Csicher schwacher) 

Kompromiß angenommen wird, viel zu wenig konkret sein 

dürfte.

c) Auf die Richtigkeit und Wichtigkeit wird hingewiesen. 

Entsprechende Maßnahmen sollten zeitig, d.h. vor der 

Auswirkung des Geburtenrückgangs auf die Hochschulen 

eingeleitet werden.

1.5 Realisierunqsbedinqunqen in den Hochschulen

Die Hochschule als Institution sieht sich veränderten, teils wider­

sprüchlichen Erwartungen gegenüber. Mit der Verbreiterung der Zugangs-

P e,,jden Veränderungen der gymnasialen Oberstufe und den Entwicklun- 

in Wissenschaft und Praxis sind die Anforderungen an eine systema­

tische, hinreichend differenzierte Gestaltung des Studiums gestiegen. 

Ferner haben der organisatorische Uknbau der Hochschulen im letzten 

Jahrzehnt ebenso wie die quantitative Bewältigung der Nachfrage nach 

Studienplätzen Kräfte in Anspruch genommen. Gleichzeitig haben sich die 

wissenschaftlichen Hochschulen in der Konkurrenz mit außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen weiterhin erfolgreich zu behaupten. In dieser 

Situation werden den Hochschulen in Ausführung der gesetzlichen Vor­

gaben zur Studienreform weitere Anstrengungen abverlangt.

Deshalb:

a) sollten die Mitwirkungsbereitschaft und die Innovationsfähigkeit 

der Hochschulen durch geeignete organisatorische und personelle 

Maßnahmen sowie durch neue finanzielle Schwerpunktbildungen ge­

stärkt werden (z. B. durch flexible Handhabung der‘Lehrverpflich­

tungen, insbesondere beim Einsatz innovativer Formen der Lehre; 

Berücksichtigung der pädagogischen Eignung, einschließlich der 

Mitarbeit in der Studienreform, bei der Berufung von Hochschul­

lehrern; Anerkennung von Ergänzungs- und Aufbaustudien in der 

Kapazitätsplanung; Förderung von Modellversuchen sowie von hoch­

schuld idak tischen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben und des 

wissenschaftlichen Erfahrungsaustausches), '
<

1 .“5.

a) Die Qualität einer wissenschaftlichen Hochschule ent­

scheidet sich an der Qualität der Forschung, die an ihr 

betrieben wird. Erste Priorität bei der Berufung von Hoch 

Schullehrern kommt deshalb dem Kriterium der Forschungs­

leistung zu. Schon die pädagogische Eignung ist dem­

gegenüber durchaus nachrangig. Mitarbeit in der Studi­

enreform vollends ist ein marginaler Gesichtspunkt.

Eine Berufungspolitik, die die Prioritäten anders setzt, 

garantiert wissenschaftliche Mediocrität.



1.5.a Eine sinnvolle Hochschulreform kostet Geld! Man betreibt Augenwische­

rei, wenn man meint durch neue Schwerpunktbildung die Misere der Hoch­

schulfinanzierung lösen zu können. Die politische Frage muß beantwor­

tet werden,- ob mehr Gelder für die Hochschulausbildung bereitgestellt 

werden, auch unter der " quantitativen Bewältigung der Nachfrage nach 

Studienplätzen" (Stäk-Papier 1.5.)

Aber zu den Realisierungsbedingungen gehört auch die Haltung der Mehr­

heit der Professoren an den Fachbereichen, die in der Stellungnahme 

der WRK wohl treffend wiedergegeben.ist.



b) dürfen die Hochschulforschung und die Förderung des wissenschaftli­

chen Nachwuchses während der Anstrengungen für Verbesserungen 

in der Lehre nicht vernachlässigt werden,

c) sind die berechtigten Anforderungen an eine kostenbewuflte Ver­

wendung der beträchtlichen staatlichen Mittel durch die Hoch­

schulen so zu konkretisieren, daß bürokratische Einengungen ver­

mieden und die Besonderheiten von Forschung und Lehre beachtet 

werden,

d) müssen den Hochschulen Ge3taltunijsspielräume für Initiativen 

eröffnet werden.

b) Für die lebensnotwendige Qualität der Hochschulen und

ihrer Möglichkeit, sich künftig auch im internationalen 

Vergleich zu Behaupten, muß dieser Punkt am erster Steile 

3tehen und vorrangige Bedeutung behalten. An dem jetzigen 

Ort und in dieser "Kurzfassung" kommt er einem Lip­

penbekenntnis gleich und kann nicht verhindern, daß die 

Vernachlässigung der Forschung weiter fertschreitet.

c. Diese Bemerkung dürfte völlig illusorisch sein: z.B.

weisen die geisteswissenschaftlichen Institute der Hoch­

schulen seit Jahren mit sehr konkreten Kostenangaben 

darauf hin, wie durch die Inflationsrate im Buchhandel 

ihre Möglichkeiten schwinden, die Bibliotheken weiter- 

zuführen und auf dem aktuellen Stand zu halten.

2. Ziele der Studienreform und ihre gesetzlichen Rahmenvorqaben 

^.1 Qualifizierung der Studenten

Das Hochschulrahmengesetz hat in seinem § 7 das Ziel des Studiuns ver­

bindlich vorgegeben; "Lehre und Studium sollen den Studenten auf ein be­

rufliches. Tätigkeitsfeld vorbereiten und ihm die dafür erforderlichen 

fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem jeweiligen Stu­

diengang entsprechend so vermitteln, daß er zu wissenschaftlicher oder 

künstlerischer Arbeit1  ̂ und zu verantwortlichem Handeln in einem frei­

heitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat befähigt wird." Die 

Vermittlung fachlicher Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden, die Ver­

bindung von Wissenschaft und Praxis, die Formen der Lehre und des Stu-^ 

diums sind demnach keine isolierten Ziele, sondern haben insgesamt der 

Befähigung der Stuaenten zu wissenschaftlicher Arbeit und verantwort­

lichem HändeIn sowie ihrer Vorbereitung auf ein berufliches Tätigkeits­

feld zu dienen.

Solche fachliche und soziale Handlungskompetenz ergibt sich nicht schon 

allein aus den Fachkenntnissen und den Methoden einer Wissenschaftsdis­

ziplin. Erforderlich ist eine darüber hinausgehende Bildung, insbesonde­

re durch die Förderung von verantwortlichen, wissenschaftsorientierten 

Einstellungen und Verhaltensweisen (Vorurteilslosigkeit und Toleranz, 

Fähigkeit zu Kritik und selbstkritischer Reflektion, Offenlegung von 

^.'änissen und Grenzen, Verständnis der Unweit, Bereitschaft und Fähig­

keit zur Verständigung und zum gemeinsamen Handeln mit anderen). Auch 

sonstige persönliche Eigenschaften und Fähigkeiten, die für das spätere 

Berufsleben und für die Rolle als Staatsbürger von Bedeutung 3ind (z. B. 

Engagement und Verantwortungsbereitschaft, Bereitschaft zum Risiko, die 

Fähigkeit, Wichtiges von Uhwichtigem zu unterscheiden< Verbindung von 

fachlichem und interessenbestimmtem Denken, Kompromiß- und Konflikt­

fähigkeit, Argumentations- und Ausdrucksfähigkeit, Erfassung von sozi­

alen Situationen und Improvisationsfähigkeit) sollen bei der Gestal­

tung des Studiums beachtet werden. Diese Fähigkeiten sind zwar das 

Ergebnis der gesamten persönlichen Entwicklung eines Studenten; zu 

dieser trägt aber eben auch die persönlichkeitsprägende Wirkung der 

Hochschule bei, z. B. mit ihrem Arbeitsstil und ihren geistigen und 

sozialen Anregungen.

Gegenstand einer Studienreform, die aych dem Auftrag des Hochschulrahmen­

gesetzes entspricht, i9t demnach das Studium als Ganzes, in dessen Mit­

telpunkt die zielgerichtete Qualifizierung der Studenten steht. Der Aus­

gestaltung von Studium und Prüfungen muß somit die Frage nach dem Ziel 

des jeweiligen Studiums vorangehen. Bei einem Studium, das zu einem 

beruf3gualifizierenden Abschluß führt (§ 10 Abs. 1 HRG), sollte ge­

klärt werden, auf welche beruflichen Tätigkeitsfelder die Studenten 

vorbereitet und welche Qualifikationen hierfür angestrebt werden sollen. 

Im Zusammenhang damit ist zu diskutieren, welchen Beitrag einzelne Wis­

senschaften, ihre Inhalte und Methoden, ihre Bezug zur beruflichen Pra-

2.1. Die Folgerung, die aus der unglücklichen Formulierung 

von § 7 HRG gezogen wird, bringen' die Hochschulen in 

eine nAue weltanschaulich-politische Bindung. Universi­

täten können und sollen nicht ■ soziale Kompetenz" ver­

mitteln. Eine Hochschule, die bei der "Gestaltung des 

Studiums" Fähigkeiten wie "Bereitschaft zum Risiko"

(Risiko für wen: für sich seihst oder für .andere?), 

"Verbindugn von fachlichen und interessenbestiamten 

Denken", "Konfliktfähigkeit", "Erfassung von sozialen 

Situatipnen" fördern will, mag eine Hochschule für par­

teiliche Wissenschaft oder schlicht eine Parteihochschule 

sein, unter dem westeuropäischen Begri-f der Universität, 

ist sie nicht mehr subsumierbar. Die Föderung dieser 

Fälligkeiten gehören wahrlich nicht zu den * internation- 

len Standards wissenschaftlicher Ausbildung" (2.2, 1. Abs-)



2.1. Dieser Abschnitt beschreibt nun explizit, daß Studienreform HRG-konform 

läuft und laufen muß. Unter Bezugnahme von § 7 (Ziele des Studiums) 

werden dann die Ziele der Studienreform entsprechend dem Gesetz 

'formuliert: "Gegenstand einer Studienreform, die auch dem Auftrag 

des KRG entspricht, ist demnach das Studium als Ganzes..." Die 

Schwerpunkte liegen erneut in der Aufgabe, auf das berufliche Tätig­

keitsfeld vorzubereiten. Wichtigste Aussage des Abschnitts ist wohl die, 

daß über die Vorbereitung auf das berufliche Tätigkeitsfeld die 

, "Befähigung der Studenten zu wissenschaftlichem Arbeiten und verant­

wortlichem Handeln" zu erreichen ist. Einzig in diesem Abschnitt wird 

von sozialer Handlungskompetenz gesprochen. Fraglich ;bleibt allerdings, 

wie dies in einer reformierten Hochschulausbildung zu erreichen s e i . ^  

Aber schon die Tatsache, daß Hochschulausbildung nicht nur fachliche 

Kenntnisse vermitteln darf, muß hoch bewertet werden. Die WRK dagegen 

sagt knallhart: "Universitäten können und sollen nicht soziale Kom­

petenzen vermitteln".

Problematisch allerdings die Feststellung der Stäk, daß "unterschied­

liche Studienziele sich auch in einer zeitlichen Stufung der Studien­

gänge niederschlagen". Also doch Fachwissen im Grundstudium und 

"Durchblick" im Hauptstudium*. Zumindest im Abschnitt 'Aufbau des Stu- 

diums', indem Grund- und Hauptstudium unterteilt werden, kristallisiert 

sich eine solche Einstellung doch wohl heraus.



xia sowie mögliche Formen von Studium und Prüfungen zur Erreichung die­

ser Qualifikationen leisten können. Dementsprechend beziehen sich die 

Empfehlungen von Studienreformkommissionen in einem ersten Schritt auf 

die Folgerungen, die sich aus der Entwicklung der Wissenschaften und 

der beruflichen Tätigkeitsfelder sowie aus den Veränderungen der Be­

rufswelt für das jeweilige Ziel und den wesentlichen Inhalt des Studien­

gangs ergeben (§ 9 Abs. 4 Nr. 1 HRG).

<
Die dargelegten Gemeinsamkeiten jeglicher fldfchschulausbildung 9ind die 

Grundlage für die im* Hochschulrahmengesetz angelegte Differenzierung 

des Studienangebotes: Dem jeweiligen Studiengang entsprechend sind die 

erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden zu ver­

mitteln (§ 7 HRG) und Wissenschaft und Praxis zu verbinden (§ 4 Abs. 3 

Nr. 3 HRG). Uhterschiedliche Studienziele können sich in geeigneten Be­

reichen auch in zeitlicher Stufung der Studiengänge (§§ 4 Abs. 3 Nr. 1,

10 Abs. 4 S. 2 HRG) und in der Aufgabenstellung der Hochschulen (§ 2 

Abs. 1 HRG) niederschlagen.

2.2 Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit und verantwortlichem Handeln

(Jas Studium soll den Studenten zu kritischem, methodischem und kreativem 
lenken, insbesondere zur Bearbeitung komplexer Aufgaben befähigen. Mit 

dieser Qualifikation kann er sich rasch in fachlich neue und fachver­

wand te<t Prob lerne einarbeiten. Hierzu bedarf es sowohl der Vermittlung 

von Fachkenntnissen als auch der Einführung in den WissenschaftsprozeQ. 

Der Student soll an die Methoden des Findens, Qrdnens und der kritischen 

Reflektion herangeführt und befähigt werden, theoretische Erkenntnisse 

zu verknüpfen, sie für die Lösung bestimmter Aufgaben nutzbar zu machen 

und dadurch Wissenschaft mit Leben zu füllen. Im Ukngang mit der Wissen­

schaft soll der Student zugleich erfahren, was wissenschaftliche Erkennt­

nis ist, wie sie entsteht, wa9 ihre Anwendung zu leisten vermag und wel­

che Verantwortung damit verbunden ist.

Diese Fähigkeit ermöglicht es dem Hochschulabsolventen, moderne Erkennt­

nisse der Forschung und neues methodisches Vorgehen in die Berufswelt 

hineinzutragen. Von der Qualität der wissenschaftlichen Ausbildung hängt 

zu einem nicht geringen Teil die Fähigkeit einer Gesellschaft und Volks­

wirtschaft zu innovativen Leistungen ab. Die internationalen Standards 

wissenschaftlicher Ausbildung, einschließlich der Einbeziehung wegwei­

sender Forschungsergebnisse in das Studium, sind deshalb wichtige Leit­

linien der Studienreform.

Ziel, den Studenten zu verantwortlichem Handeln in einem freiheit­

lichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat zu befähigen, bestimmt 

die Auswahl von Studieninhalten und die Auswahl von Lehrveranstaltungs­

formen mit, die die Entwicklung des Studenten zu einer verantwortungsbe­

wußten Persönlichkeit fördern können. Das Hochschulstudium muß zu seinem 

Teil dazu beitragen, daß die Folgewirkungen beruflichen^Handelns auf die 

soziale Wirklichkeit mitreflektiert werden können. Die Studenten sollen 

deshalb auch befähigt und motiviert werden, bei der Anwendung ihrer Fach­

kenntnisse und wissenschaftlichen Methoden über die Grenzen enger Wissen­

schaf tsdisziplinen hinauszudenken und Wirkung3 Zusammenhänge zu sehen. Hier­

zu kann die interdisziplinäre Bearbeitung von Problemen einen Beitrag lei­

sten, zumal dann, wenn dabei die Stellung der Studienfächer im Gesamt­

bereich von Wissenschaft und Gesellschaft 3owie ihre Bedeutung für da3 

jeweilige Tätigkeitsfeld verdeutlicht werden.

€ . 2 . :

Das "Ziel" des Studiums nach § 7 ERG, den Studenten zum 

verantwortlichen Handeln in einem freiheitlichen, demo­

kratischen und sozialen Rechtsstaat zu befähigen, kann 

zur Auswahl von Studieninhalten und Lehrveranstaltungs- 

foraen nichts beitragen, jedenfalls nicht ohne Schaden 

für die wissenschaftliche Qualität der Ausbildung. Man 

kann nicht in der Ingenieurausbildung auf die Technolo­

gie der Kernenergie verzichten und sich stattdessen auf 

Sonnenenrgie beschränken, und man Icann auch nicht zu­

gunsten des Projektstuiums und der Kleingruppenarbeit 

auf die Vorlesung verzichten, nur deshalb, well die 

Studenten dort auf passives Rezipieren beschränkt sind 

und nicht die rationale Diskussion und eigene Initiative 

praktizieren können. Daß "die Folgewirkungen beruflichen 

Handelns auf die soziale Wirklichkeit aitreflektiert 

werden* sollen, ist sehr wünschenswert. Aber offen ist, 

wie das bewirkt werden soll. Durch ein neues, für. alle 

obligatorisches Studium Generale mit Inhalten aus Sozio« 

logie, Politologie udn politischer Ökonomie? Dürch Betei­

ligung von Konkordatslehrstühlen der Kirchen an diesen 

obligatorischen Studium Generale, durch akademischen 

"Ethik-Unterricht"? Hier ist' der Einbruch der Weltan­

schauung und politischen Ideologien in das Studium pro­

grammiert.

Interdisziplinäre Bearbeitung von Problemen ("Projektstu- 

dlum") ist in der Regel erst während eines Aufbaustudiums 

nach dem ersten berufsqualifizierenden Abschluß sinnvoll, 

vorher verhindert es die breite systematische Aneignung 

des Fachgebietes und hätte Auswirkungen auf die Studien­

dauer .



2.2. Erneut wird hier die Trennung zwischen Vermittlung von Fachkenntnissen 

und Einführung in den Wissenschaftsprozeß scheinbar vollzogen. Aus d<^ 

theoretischen Erkenntnissen heraus, soll der Absolvent diese für die 

Lösung bestimmte Aufgaben nutzbar (für wen?) machen. Wichtig ist, daß 

dabei der Studaxfcsensibilisiert werden soll, was die Anwendung zu lei­

sten vermag und welche Verantwortung damit verbunden ist. Wir verstehen 

diese Forderungen so, daß die Verantwortung des Wissenschaftlers nicht 

dadj&ich geleugnet werden kann, daß wissenschaftliche Erkenntnis ambi­

valent sie.

Problematisch und ungenau, wie moderne Erkenntnisse der Forschung und 

neues methodisches Vorgehen in die Berufswelt hineinzutragen ist.»:-.

Auch die innovatorische Funktion auf die Volkswirtschaft ist so for-r 

muliert, fragwürdig.

Die interdisziplinäre Bearbeitung von Problemen stellt einen ganz 

wesentlichen Beitrag an Methoden und Erkenntnissen,, um über die Gren­

zen des Wissensgebietes hinauszuarbeiten. Nur so ist dann auch eine 

wirkliche Verantwortung wahrzunehmen. Versteht sich der Bauingenieur 

als jemand, der nur die Frage zu beantworten hat, ob etwas möglich 

ist oder nicht, so muß es zu solch zweifelhaften Projekten wie das 

der Qattara-Senke kommen.



2.3 Vorbereitung auf ein berufliches Tätigkeitsfeld

Hochschulen bereiten die Studenten auf.berufliche Tätigkeiten vor, die 

die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und wissenschaftlicher 

Methoden erfordern (§ 2 Abs. 1 Satz 2 HRG). Dabei sollen sie den Stu­

denten breite berufliche Entwicklungsmöglichkeiten eröffenen (§ 8 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 1 HRG). Die Orientierung des Studiums an einem beruflichen 

Tätigkeitsfeld bringt zum Ausdruck, daO night die Vorbereitung auf 

einen eng begrenzten Beruf das Ziel ist, sondern die Befähigung, in 

einem breiteren Spektrum von beruflichen Tätigkeiten qualifiziert zu 

arbeiten.

Diese Ausrichtung des Studiums ist angesichts der immer rascheren Ver­

änderungen der Berufe und Arbeitsplätze auch eine Notwendigkeit für die 

Studenten, wenn sie sich mit dem Hochschulstudium langfristig eine so­

lide Grundlage für ihr Berufsleben schaffen wollen. Zugleich bedeutet 

der Auftrag, den Studenten auf ein berufliches Tätigkeitsfeld vorzube­

reiten, daO die Hochschule dazu beitragen soll, die zum Teil beträcht­

lichen Schwierigkeiten ihrer Absolventen beim Eintritt in das Beschäfti­

gungssystem {Fähigkeit zur situationsgerechten Anwendung des Wissens, 

Orientierung im Hinblick auf die überfachlichen Anforderungen des Berufs, 

"Praxisschack") zu vermindern. Der Auftrag, auf ein berufliches Tätig­

keitsfeld vorzubereiten, darf allerdings nicht in der Weise mißverstan­

den werden, daß fijermit die unmittelbare Einsetzbarkeit von Hochschulab­

solventen an bestimmten Arbeitsplätzen gewährleistet werde oder daß für 

sie eine Arbeitsplatzgarantie in den exemplarisch ausgewählten Praxis­

bereichen gegeben werde.

a) Berufliehe Orientierung und Flexibilität

Die erforderliche breite Ausbildung darf nicht davon absehen, daß die 

spätere Tätigkeit der Hochschulabsolventen in - wenn auch sich wandeln­

den - Berufen ausgeübt wird. Die berufliche Orientierung gibt den Stu­

denten Motivation für ihr Lernen und für ihr späteres Leben Fachkompe­

tenz. Dementsprechend ist das Studium in Studiengänge organisiert, die 

in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluß führen (§ 10 

Abs. 1 HRG). Bei der Überarbeitung bestehender und der Entwicklung 

neuer Studienangebote (etwa durch neue Kombinationen von Wissenschafts­

disziplinen) sind deshalb die Möglichkeiten für den Einstieg in das 

BeschSftigungssystem und für eine langfristige Berufstätigkeit sorg­

fältig zu prüfen.

Diese Prüfung kann allerdings dem Studenten nicht alle Beschäftigungs­

risiken abnehmen. Nicht zuletzt die prinzipiellen Grenzen von "Bedarfs- 

Prognosen”, die sich aus der Offenheit wirtschaftlicher, technologischer 

und gesellschaftlicher Entwicklung ergeben, machen deutlich, daß es kei­

ne "nahtlose Passung" von Ausbildungs- und Beschäftigungssystem geben 

kam. Anzustreben ist eine "flexible Kopplung" beider Bereiche im Sin­

ne der Vorbereitung auf ein berufliches Tätigkeitsfeld. Dem dienen im 

Studium insbesondere eine breite Grundlagenvermittlung, spezialisierte 

Ausbildung in Studienschwerpunkten sowie die durchgängige Verbindung 

von Wissenschaft und Praxis.

b) Fachkompetenz und Kooperationsfähiqkeit

Zur Vorbereitung auf ein berufliches Tätigkeitsfeld gehört, insbesondere 

am späteren Arbeitsplatz - evtl, nach entsprechender Einarbeitung - fach­

lich kompetent wissenschaftliche Erkenntnisse und Methoden zur Lösung 

praktischer Arbeitsaufgaben anwenden zu können. Da diese Arbeitsaufga­

ben in aller Regel in komplexen Zusammenhängen stehen, muß der Hoch­

schulabsolvent in der Lage sein, sich hierauf einzustellen und insbe­

sondere mit anderen Fachleuten zusammenzuarbeiten, (teerdies entspricht 

der zunehmenden Arbeitsteilung eine wachsende Bedeutung von Funktionen 

der "Arbeitszusammenfassung", insbesondere in Form der Planung, Koordi­

nierung, Steuerung und Kontrolle.

Auch für die Mitwirkung in diesen Funktionen ist die Fähigkeit zu inter­

disziplinärer Verständigung und Teamarbeit anzustreben. Das erfordert



2.3. Prinzipiell wird in diesem Abschnitt davon ausgegangen, daß eine 

breite Ausbildung Voraussetzung für eine "solide Grundlage. ' v..* 

für das Berufsleben" ist.' Letztlich ist also die berufliche Flexi­

bilität, und sojnit eine hohe Variabilität der Einsatzmöglichkeiten 

das Ziel das erreicht werden soll. Der Auftrag, auf das berufliche' 

Tätigkeitsfeld vorzubereiten, darf nicht dahingehend falsch ver­

standen werden, daß die Verwertungsinteressen der Industrie maßgeb­

lich Inhalte und Form des Studiums bestimmen.

2.3.a Am Schluß wird klar gesagt, was wohl gemeint ist: "Eine flexible

Kopplung zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungssystem". Dies soll 

allerdings dann primär durch eine breite Grundausbildung erreicht 

werden. Kein Wort mehr von ehemals angesprochenen Handlungskompetenzen.

2.3.b Kooperative Arbeitsweise ist heute Voraussetzung um in jedem Gebiet 

arbeiten zu können. Sehr positiv an diesem Abschnitt, daß Hinweise 

gegeben werden, wie dies auch im Studium zu verwirklichen ist.



die Vermittlung breiter fachlicher und fachübergreifender Studienin­

halte sowie Lehrveranstaltung3formen, in denen das Zusammenwirken 

unterschiedlicher wissenschaftlicher Spezialisierungen und mehrerer 

Beteiligter bei der Lösung praxisbezogener Aufgaben eingeübt werden 

kann.

c) Berücksichtigung von Bedürfnissen der beruflichen Praxis und 

Veränderungen in der Berufswelt

Zu dem Spannungsverhältnis zwischen Wissenschaft und Gesellschaft 

(s. Teil II, 1.2) gehört auch, daß Hochschulausbildung dazu befähi­

gen muß, die aktuell vorhandenen Arbeitsaufgaben zu erfüllen; gleich­

zeitig hat sie aber die Studenten zu befähigen, Probleme neu zu de­

finieren, neue Lösungen zu entwickeln und damit zur notwendigen Ver­

änderung der Berufswelt beizutragen. Kreativität und Kritikfähigkeit 

sind folglich wichtige Teilziele des Studiums.

Im Hinblick auf die Bedürfnisse der beruflichen Praxis und die notwen­

digen Veränderungen in der Berufswelt hat sich Studienreform um eine 

von möglichst breiter Zustimmung getragene Beschreibung der Tätigkeits-

I Felder, ihrer Entwicklungstendenzen und ggf. der Unzulänglichkeiten in 

|er Aufqabenerfüllung zu bemühen; die dabei evtl, auftretenden alter­

nativen Einschätzungen und Zielsetzungen für die notwendigen Verände- 

'rungen der Berufswelt (§ 0 Abs. 1 HRG) sollten aufgezeigt werden.

T e i l  III

Lehre, Studium und Prüfungen

1. Verbindung von Wissenschaft und Praxis

Die zuvor beschriebenen Ziele der Studienreform machen deutlich, daß 

das Studium weder allein in der Heranführung des Studenten an die For­

schung noch in der ausschließlichen Orientierung an der Praxis beste­

hen kann. Lehre, Studium und Prüfungen sind deshalb so zu gestalten, 

daß eine Verbindung von Wissenschaft und Praxis gewährleistet ist 

(§ * Abs. 3 Nr. 3 HRG).

Die Verbindung von Wissenschaft und Praxis hat wichtige didaktische 

Punktionen für die Verwirklichung der allgemeinen Studienziele. Sie 

kann jedoch nicht durch Anwendung allgemeingültiger Regeln hergestellt 

werden; erforderlich ist vielmehr eine fachspezifische Diskussion, die 

den Besonderheiten der Gegenstandsbereiche und Methoden der jeweiligen 

Wissenschaftsdisziplinen Rechnung trägt. In allgemeinen Grundsätzen für 

Studium und Prüfungen können lediglich Anregungen für diese Diskussion 

gegeben werden.

a) Praxisbezug des Hochschulstudiums meint neben berufspraktischen Er­

fahrungen der Studenten - und der Hochschullehrer - auch wissenschaftlich 

anqeleitete Auseinandersetzung mit der Berufswirklichkeit. Die beruf­

liche Praxis ist keine bloße "Zutat" zur Wissenschaft, sondern ist für 

sie gleichermaßen Gegenstand, Orientierungspunkt und Herausforderung.

b) Das Ziel des Hochschulstudiums, Studenten zur Lösung praxisorientier­

ter Arbeitsaufgaben zu befähigen, kenn nicht nur durch die Vermittlung 

fachsystematischer Kenntnisse und^Methoden erreicht werden. Es ist des­

halb ständig neu eine Verbindung herzustellen zwischen einem Problem­

lösungsverhalten, das aus der fachspezifischen Systematik entsteht, und 

der Fähigkeit, (in der Regel fachübergreifende) HandlunqsZusammenhänge 

zu erkennen und berufliche Aufgaben situationsgerecht unter Anwendung 

wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden zu lösen.

J ö . W . a i

In einigen Bundesländern können die in Lehrerausbildungs-* 

gesetz vorgesehenen schulpraktischen Studien nicht durch- 

gefürht werden, weil in den Schulen mancher Regionen keine 

Ausbildungspöätze angeboten werden können. Es wird der zu 

begrüßende Gedanke der Verbindung von Studium und Praxis 

ohne Schaffung zusätzlicher Ausbildungs- und Beratungs­

kapazitäten zunächst nicht möglich sein.v
Die hier getroffenen Aussagen sind nur bedingt auf Uni­

versitäten übertragbar. In ihnen werden die Gefahren ei­

ner absoluten Verschulung des Studiums und der Entwissen- 

schaftlichung besonders deutlich.



3.1. Strukturiert ist dieser Absatz von drei Begriffen: Lehre, Studium und 

als krönender Abschluß: Prüfungen! wesentlicher Aspekt wieder die Ver­

bindung zwischen Wissenschaft und Praxis aber kein Wort davon, daß Hoch­

schulausbildung im Sinne der Bedürfnisse der Bevölkerung zu organisieren 

sei.

3.1. a Gut wenn's richtig gemacht wird! Praxissemester, wie sie heute schon

teilweise gemacht werden, haben die Funktion dem Studenten klar zu 

zeigen, wo es lang geht, und was sie gefälligst den Rest ihres Stu­

diums- zu tun haben. Wenn nicht sichergestellt wird, daß die Erfahrungen 

aus der Praxis an den Hochschulen reflektiert werden, sind diese Pra- 

xissemster-zu verurteilen.

3.1. b Problemlösungsverhalten entsteht nicht aus der fachspezifischen Syste­

matik heraus sondern aus der Problematisierung der selben. Lernschritte 

müssen wie in 3.1.c beschrieben, problematisiert aufgebaut werden, um 

eine tatsächliche Auseinandersetzung mit dem Stoff zu erreichen.



c) Im Interesse der Lernmotivation und der geistigen Orientierung der 

Studenten muß der innere Zusammenhang der Lehrbeiträge für einen Stu­

diengang sichtbar gemacht werden. Im Zuge ihrer fortschreitenden Spezi­

alisierung wachsen für die wissenschaftlichen Disziplinen die Schwierig­

keiten, diesen Sinnzusammenhang herzustellen. Ein Ansatz zur Verbesse­

rung der Situation besteht darin, die Fachdisziplinen zu problemorien­

tierten Ausbildungsschritten zu strukturieren und ggf. zusammenzufüh­

ren. Praxisbezug de3 Studiums ist deshalb aueh das Bemühen, durch Ein­

beziehung der Anwendung der Wissenschaft im jeweiligen beruflichen Tä­

tigkeitsfeld das Ganze des Studiums wieder in den Blick zu rücken.

d) Praxisbezug der wissenschaftlichen Ausbildung kann das Interesse der 

Forschung an den Hochschulen verstärkt hinlenken zu praktischen Pro­

blemen in den jeweiligen Tätigkeitsfeldern, die mit Hilfe wissenschaft­

licher Methoden gelöst werden können. Er kommt dadurch der praktischen 

Bedeutung der an den Hochschulen durchgeführten Forschung zugute. Fer­

ner kann der Praxisbezug Anstoß sein für die Entwicklung neuer Studien- 

angebote.

e) Oie Verbindung von Wissenschaft und Praxis ist entsprechend dem je­

weiligen Studienziel zu gestalten. Z. B. können zur Erreichung der all­

gemeinen Studienziele Praxiserfahrungen von Hochschullehrern und Studen­

ten für eine stärkere Betonung der Anwendungsmöglichkeiten wissenschaft­

licher Erkenntnisse und Methoden genutzt werden. Auf der anderen Seite 

kann bei Studienangeboten zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch­

ses dem Forschungsbezug stärkeres Gewicht zukommen (§ 10 Abs. 5 HRG). 

Nach § 5 Hochschulrahmengesetz ist für die Verbindung von Wissenschaft 

und Praxis auch eine.Zusammenführung verschiedener Hochschularten zu 

einem neuen Hochschulsystem, insbesondere in Form integrierter oder ko­

operativer Gesamthochschulen, vorgesehen.

2. Möglichkeiten zur verstärkten Orientierung des Studiums an der Praxis

Für Überlegungen, wie der Praxisbezug verwirklicht werden kann, gibt es 

eine Reihe von Ansatzpunkten:

- Hereinnahme von Studieninhalten in das Studium, die wichtige Auf­

gaben und Entwicklungen in den jeweiligen Tätigkeitsfeldern, ein­

schließlich Fragen von Arbeit und Beruf, zum Gegenstand haben, z. B. 

Organisation des Gesundheitssystems und Probleme der GesundheitsVor­

sorge im Medizinstudium; Arbeitswissenschaften im Ingenieurstudium

^  (zur gleichzeitig erforderlichen Begrenzung der Studieninhalte siehe 

^  Teil III, 3.2);

- Verankerung fächerübergreifender Anteile im Studienangebot, z. B. 

wechselseitige Ergänzung von Natur- und Technikwissenschaften einer­

seits und Gesellschafts- und Geisteswissenschaften andererseits, wo­

bei Möglichkeiten der interdisziplinären Zusammenarbeit zu prüfen

3ind;

- Darstellung der Entstehungs- und Anwendunqszusammenhänge der je­

weiligen Disziplinen;

- frühzeitige Berücksichtigung praktischer Problemstellungen im Stu­

dienaufbau, insbesondere auch im Rahmen der Studieneingangsphase;

- Ausbau von Lehrveranstaltunqsformen, die problemorientiertes und 

kooperatives Lernen fördern;

- Differenzierung des Studienanqebote3 in Form von Studienschwerpunk­

ten, Wahlbereichen, Ergänzungsstudien und weiterbildendem Studium;

<

- berufspraktische Tätigkeit - nach Möglichkeit mit Betreuung - vor 

oder während des Studiums, einschließlich Praxisphasen in einpha­

sigen Ausbildungsgängen; Abstimmung von erster und zweiter Ausbil­

dungsphase in Studiengängen mit staatlichen Abschlußprüfungen;

3 . 2 -

Fächerübergreifende Studienangebote (etwa Lehrveranstal­

tungen für Hörer aller Fakultäten, Vorlesung "Ethische 

Probleme der modernen Medizin", Veranstaltungen 2ur Wissen­

schaftsgeschichte) sind zu bejahen, und süssen in der 

Studienordnung zwar verankert werden allenfalls jedoch 

als fakultatives nicht obligatorisches Angebot. 

Lehrveranstaltungsfonnen, die p*“ob 1 einorientiertes und 

kooperatives Lernen fördern, gehören höchstens in die 

letzte Phase des' Hauptstudiums, besser als ins Aufbau­

studium.

Die "deutliche Gewichtung der Problemlösungsfähigkeit 

neben der Feststellung erworbener Fachkenntnisse" in 

den Prüfungen müßte klarer definiert werden.

In übrigen gelten für einen Großteil des unter 2. Ge*» 

sagten die unter 1 b) - e) geäußerten Befürchtungen.



3 . 1 . C  Ob die WRK wohl meint, daß die Forderung den "inneren Zusammenhang der 

Lehrbeiträge sichtbar zu machen", deshalb nicht auf Universitäten zu 

übertragen ist, weil Wissenschaft halt nicht durchschaubar, oder zur* 

mindestens nur'Von Professoren zu durchschauen ist. Damit ist na­

türlich auch verständlich, wieso wir Eliteuniversitäten brauchen!

3.2. Sehr positiv ist dieser Ansatz zu bewerten, der zeigt, wie Praxisbe­

zug im Studium aussehen kann.

Wie ein Hammerschlag die WRK!!



- Förderung der Bereitschaft der Studenten. Sprachfertigkeiten und 

Au3landskertntni3se zu erwerben ;•

- Studien- und Prüfungsarbeiten über praxisbezogene Themen;

- in den Prüfungen deutliche Gewichtung der Problemlösungsfähigkeit

neben der Feststellung erworbener Fachkenntnisse.

\

Darüber hinaus sollten organisatorische MaGnahmen angestrebt werden, um 

den Praxisbezug des Studiums zu unterstützen, z. 0. Planung der Lehran­

gebote ul a. durch Zusammenarbeit mit Organisationen der Berufspraxis, 

Förderung der Oerufsfeld- und QualifikationsForschung und systematische 

Bereitstellung ihrer Ergebnisse, Freisemester für betriebliche und hoch- 

schuldidaktische Weiterbildung der Hochschullehrer, Bereitstellung von 

Ausbildungskapazitäten für die Organisation und Begleitung von berufs­

praktischen Tätigkeiten, Vergabe von Lehraufträgen an Praktiker nach 

Maßgabe des jeweiligen Hochschulrechts.

3. Studium bis zum ersten berufsqualifizierenden Abschluß

A i Aufbau des Studiums

Aus den Zielen des Studiums (Teil II) und der Verbindung von Wissen­

schaft und Praxis lassen sich Folgerungen für den Aufbau des Studiums 

ableiten:

- Es müssen sowohl eine breite Grundlegung als auch eine exemplari­

sche Vertiefung der fachwissenschaftlichen Kenntnisse und Metho­

den ermöglicht werden. Der individuellen Schwerpunktbildung inner­

halb eines 5tudiengangs ist deshalb der Vorrang gegenüber einer 

großen Vielfalt engspezialisierter Studiengänge zu geben.

- Eine zeitliche Gliederung des Studiums, die Festlegung überschau­

barer Teilziele für Studienabschnitte und orientierende Lehran­

gebote sind erforderlich, insbesondere um den Orientierungspro­

blemen der Studenten Rechnung zu tragen.

- Durch die Anordnung der einzelnen Studienelemente sind die Ver­

bindung von Wissenschaft und Praxis 3owie die Ausrichtung der 

einzelnen Lernschritte am Ziel des Studiengangs zu fördern.

- Entscneidüngen über die Gliederung des Studiums sollen nicht 

schematisch, sondern nach inhaltlichen und didaktischen Gesichts­

punkten erfolgen.

Danach bietet sich im Regelfall eine Gliederung der Studiengänge in 

ein orientierendes, breit angelegtes Grundstudium (erste Studienphase) 

und ein entsprechend dem Studienziel, den Neigungen gnd Fähigkeiten der 

Studenten aufgefächertes Hauptstudiun (zweite Studienphä^e) an. Soweit 

die Besonderheiten einzelner wissenschaftlicher oder künstlerischer 

Disziplinen, die Kürze des Studiums oder einphasige Ausbildungsmodelle 

Abweichungen von diesem Modell verlangen, sollen die vorstehenden Ge­

sichtspunkte durch andere Formen der zeitlichen und organisatorischen 

Strukturierung berücksichtigt werden.

3. Dia Durchsicht vieler Studienordnungen 1 äfi erkennen, daß 

diese eine Reihe der genannten Gesichtspunkte seit lan­

gem berücksichtigen. Sie liegen auch ganz und gar im 

Interesse der Lehrenden; doch sie werden von den Stu­

dierenden durch eine extensive Auslegung nach der Mini­

malseite hin unterlaufen. Gerade beim Angebot von Alter­

nativen pendelt man sich zur Seite der geringen Anfor­

derungen ein.



3.3. Die Behauptung, daß eine Gliederung des Studiums notwendig sei, um w  

überschaubare Teilziele zu schaffen, und orientieren zu können, bleibt 

unbewiesen. Richtig wäre eine solche Gliederung, wenn sie tatsächlich 

wie im 4. Spiegelstrich angeregt nach inhaltlichen und didaktischen 

Gesichtspunkten geschieht. Werden diese Gesichtspunkte so verstanden, 

wie es auch häufig anklingt, - daß die erste Stüdienphase der Vermittlung 

von fachlichen Grundkenntnissen dient, das Hauptstudium dagegen zur 

wissenschaftlichen Arbeit befähigt, so muß man der WRK rechtgeben, 

daß diese Gliederung schon seit langem berücksichtigt wurde.. 

Unbeantwortet bleibt, welche Besonderheiten einzelner wissenschaftli­

cher und künstlerischer Disziplinen anderer zeitliche und organisato­

rische Strukturierungen zu lassen. ;



a) Grundstudium einschließlich Qrientierunqseinheiten

Der Einstieg der Studenten in das Studium erfordert in besonderem MaOe 

organisatorische und didaktische Anstrengungen der Hochschule. Uta die­

se Bemühungen in den Fachbereichen zu unterstützen, sollten in einer 

Orientierungsphase Orientierungseinheiten Bestandteil des regulären 

tehrangebots sein. In den Orientierungpeinheiten soll der Student 

Einblick in sein Studienfach und das künftige Berufsfeld erhalten; 

auch als Hilfe für die Überprüfung seiner Studienfachwahl. Neben einem 

Überblick über Ausbildungsziele, Inhalt und Systematik der zum Studium 

gehörenden Fächer sowie über die Bedingungen und Anforderungen künfti­

ger Berufstätigkeit sollen die Orientierungseinheiten allgemeine Infor­

mationen über wissenschaftliche Arbeitsweisen vermitteln, die Fähigkeit 

zur Zusammenarbeit fördern, Gelegenheit zu persönlichen Kontakten bie­

ten, über die Organisation der Hochschule unterrichten und die Formen 

und Möglichkeiten der Beteiligung der Studenten an der Gestaltung des 

Studiums zum Gegenstand haben.

tbifang, zeitliche Anordnung und Veranstaltungsformen der Orientierungs­

einheiten sollten mit dem Grundstudium abgestimmt werden. Orientierung 

ist vor allem ein Gestaltungsprinzip des Grundstudiums und darf nicht 

zu einer Kette von mit dem Grundstudium inhaltlich nicht verbundenen 

Einzelveranstaltungen führen.

Die erste Studienphase dient der Vermittlung von fachlichen Grundkennt­

nissen, methodischen Fähigkeiten und wissenschaftlichen Arbeitetechni- 

ken mit dem Ziel, die Studenten zu eigenständiger Orientierung und da­

mit zunehmend zu selbständiger Planung und Durchführung ihres Studiums 

zu befähigen. Das Studienangebot in dieser Phase sollte bei der Einfüh­

rung in das gewählte Wissenschaftsgebiet zuqleich dessen Beziehung zu 

dem angestrebten beruflichen Tätigkeitsfeld aufzeigen. Das Lehrangebot 

soll bereits in der ersten Studienphase das Konzept des gesamten Stu­

diengangs erkennen lassen. Die Ziele, Inhalte und der Aufbau des Studien­

gangs sollen den Studenten verständlich gemacht werden. Insbesondere ist 

die Bedeutung der Grundlagenfächer für das Hauptstudium und für eine wis­

senschaftliche Bearbeitung praktischer Probleme aufzuzeigen. Das gilt 

auch für die Vermittlung von Hilfswissenschaften, soweit sie nicht 

ohnehin nur in engem Zusammenhang mit den Hauptfächern gelehrt werden.

Das Grundstudium erfordert die besondere Aufmerksamkeit der Hochschul­

lehrer^ und eine intensive Betreuung der Studenten, um eine groGe Zahl 

ungeplapter Studienverläufe (mit der Folge der Studienzeitverlängerung 

und des Studienabbruchs) sowie Unsicherheiten vieler Studenten im Haupt­

studium zu vermeiden. Gerade bei Studienbeginn müssen durch ein struk­

turiertes Lehrangebot und durch die Gelegenheit zu unmittelbarer Be­

teiligung in den Lehrveranstaltungen die entscheidenden Hilfen gegeben 

werden.

b) Hauptstudium

Das Hauptstudium fördert die Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit 

und die Vorbereitung auf das berufliche Tätigkeitsfeld auch dadurch, 

dafl es Schwerpunkte vorsieht, die der Student nach eigener Wahl bestim­

men kann (§11 Abs. 1 Satz 4 HRG). Die Schwerpunkte dürfen nicht zu 

einer engen Spezialisierung führen, sondern sind als exemplarische Ver­

tiefung eines insgesamt breitangelegten Studiengangs anzubieten. Uta dies 

zu gewährleisten, bietet sich ein verpflichtendes Angebot von Kernfä­

chern für alle Studenten des Studiengangs an.

3. * :
Es muß davor gewarnt werden, daß das Grundstudium insge­

samt orientierend ist, die Orientierungsphase sollte 

sich auf das 1» Semester beschränken. Das heißt auch, 

daß Orientierung ein "Gestaltungsprinzip";nicht "des 

Grundstudiums" sein kann, sondern nur des Eingangsse­

mesters. Orientierung rum Gestalungsprinzlp des ge­

samten Grundstudiums zu deklarieren, ist unverträglich 

mit der Aufgabe des Grundstuiums, dem Studierenden ein 

breites, grundlegendes Fachwissen und die Beherrschung 

der wichtigsten fachspezifischen Methoden zu vermitteln. 

Unter dem Stichwort "Orientierungseinheiten" werden un** 

terschiedliche Dinge subsumiert: Einleitungsvorlesungen, 

tz.B. Einleitung in die Werkstoffwissenschaften), und 

"Anleitung zjm wissenschaftlichen Arbeiten" z.B. sind 

vcm Fach anzubieten und nur fachspezifisch sinnvoll. 

Hingegen muß die Gelegenheit zu persönlichen Kontakten 

primär eine Sache der Studentengemeinde und studentischer 

Gruppen bleiben. Wochenendseminare, Kompaktseminare u.ä. 

Lehrveranstalungsformen müssen Ausnahme bleiben, 

andernfalls wird der akademische Unterricht in die 

Abenteuer der Gruppendynamik gezogen. Information über 

die Hochschule, ihre Organisation, ihre Einrichtungen 

und deren Benutzung sollte Sache der zentralen Studien­

beratung sein, nicht Sache der Fächer. Formen und Mög­

lichkeiten der Beteiligung der Studenten an der Gestal­

tung des Studiums endlich sind in den Hochschulgesetzen . 

geregelt. Darüberhinaus ihre Thematisierung in den "Ori- 

entierungseinheiten" vorzusehen, provoziert zwangsläufig 

Konflikte (und soll das wohl auch tun).



3 . 3 . 1 . a  Unsere prinzipielle Haltung zu der Aufgabe von Orientierungseinheiten 

finden sich hier wieder.Um diese nochmals zu verdeutlichen hier die 

inhaltlichen Forderungen an Orientierungseinheiten die im SommerSemes­

ter 80 von Fachächaftenplenum der THD erhoben wurde:

- Abbau der Isolierung des einzelnen Studienanfängers, Herstellung 

von Kontakten durch Gruppenbildung, Förderung kooperativen Verhal­

tens

- kritische Vorbereitung auf die an der Hochschule herrschenden Lehr- 

und Lernformen, Aufzeigen von Alternativen, insbesondere Erzeugung 

des kritischen Bewußtseins für Fehler, Schwächen und Defizite des 

Studiengangs sowie Motivation zu einem aktiven Studium.

- Bewußtmachen der eigenen Situation als Student und der Stellung 

im "Gefüge" Hochschule erkennen der eigenen Möglichkeiten, Dar­

stellung der Struktur der akad. und studentischen Selbstverwaltung, 

Selbsterfahrung dieser Struktur (.Planspiel als Möglichkeit durch 

eigenes Handeln zu lernen) Darstellung der Möglichkeit zur Durch­

setzung studentischer Interessen insbesondere auch der Möglichkeit der 

Selbstorganisation.
t

- Erzeugung eines kritischen Bewußtseins über die Wechselwirkung 

zwischen gesellschaftlicher Verantwortung und. beruflicher Pra­

xis.

Dabei muß offen gelegt werden, daß ein erheblicher Einfluß der 

Wissenschaft auf die Gesellschaft und umgekehrt besieht.



c) Transparenz des Lehranqebots

Für alle Abschnitte des Studiums gilt, daß das Lehrangebot transparent 

sein muß (s. auch Teil III, 1 c). Zwischen den allgemeinen Studienzie­

len, den Anforderungen des späteren beruflichen Tätigkeitsfeldes, den 

Prüfungsanforderungen und den einzelnen Lehrveranstaltungen soll ein 

v. sachlich begründeter, überzeugender Zusammenhang angestVebt werden.

Dieser Zusammenhang muß in den Studien- und*Prüfungsordnungen verdeut­

licht, durch Absprachen der Hochschullehrer über die Zuordnung ihrer 

Lehrveranstaltungen zu den Studienzielen umgesetzt und den Studenten 

durch Ifriterrichtung über die Funktionen des jeweiligen Semesterangebots 

in einem Studiengang einsehbar gemacht werden.

Zur transparenten Planung de3 Lehrangebots gehört auch, daß die Studien­

ordnung den Ablauf des Studiums zeitlich gliedert, Teilziele für Studie'n- 

abschnitte formuliert und die hierfür erforderlichen Studienleistungen 

benennt. Es ist zu prüfen, ob und inwieweit studienbegleitende Leistungs­

nachweise geeignet sind, den Studenten über seinen Lernerfolg zu unter­

richten und ihm zu gestatten, sich auf die noch vor ihm liegenden Teil­

ziele zu konzentrieren.
!

.2 Stoffauswahl/ und Studiendauer (Reqelstudienzeit)

a) Notwendigkeit der Stoffbeqrenzunq

Auch, die hier gestellte extreme Transparenzanforderung 

führt ihr konsequenten Verschulung des Studiums unter 

dem Gesichtspunkt der Preyisrelevaiiz. Aus dem Blickwin­

kel von Curriculum.Technolraten soll wohl nicht mehr das 

Fach studiert werden ( w i e  soll man z.B, Topologie 

mit dem späteren beruflichen Tätigkeitsfeld» rechtferti­

gen?) , sondern man bereitet sich auf einen Beruf vor. 

ünd was man dazu nicht "braucht", b,eiht auf der Strecke. 

Die hier formulierte extreme Transparenzanforderung ist 

konkret das Programm der wissenschaftlichen Mittelmäßig­

keit.

3 > 2 . o . +  b :

Die explosionsartige Zunahme des Wissens einerseits und die notwendige 

Begrenztheit der für das Studium zur Verfügung stehenden Zeit anderer­

seits machen für jeden Studienabschnitt und jede Studienphase eine Aus­

wahl der Studieninhalte erforderlich. Stoffüberfrachtung gefährdet die 

Ausbildungsziele. Eine einseitige Ausrichtung des Studiums auf die An­

eignung von Wissen steht einem Studienverhalten entgegen, das die Be­

fähigung zu wissenschaftlicher Problemlösung und die Orientierung im 

Studium fördert. Ein überfrachtetes Studium führt überdies zu langen 

Studienzeiten und zu einer Überalterung der Studenten, die im Hinblick 

auf deren- Persönlichkeitsentwicklung und Berufseinstieg problematisch 

sind. Ohne Wegfall oder Unstrukturierung bisheriger Lernstoffe könnten 

nur durch weitere Verlängerung neue, zukunftsträchtige Forschungsergeb­

nisse in das Studium aufgenommen, das problem- und praxisbezogene Lernen 

ausgebaut und dem Studenten größere Freiräume für die selbständige Er- 

aroeitung des Lehrangebots verschafft werden. Zeitliche Vorgaben für 

das Studium zielerT'somit auf eine Begrenzung der Studieninhalte, nicht 

auf eine intensivere Erarbeitung überkommener Lernstoffe in kürzerer 

k?eit. E3 kann davon ausgegangen werden, daß die Studenten genauso wie 

^die Gesellschaft ein Interesse daran haben, das Studium in angemessener 

Zeit zu beenden.

So richtig es ist, daß aufgrund der Explosion des Lekr­

und Lernstoffes Studiengänge "entrümpelt" werden müssen, 

so säer muß aber für die Geisteswissenschaften die Ge­

fahr gesehen werden, daß die historische Dimension ver­

loren geht.

b) Zeitliche Vorgaben

Auswahl und Begrenzung der Studieninhalte richten 3ich nach dem Stu­

dienziel, den daraus folgenden Notwendigkeiten für Inhalt und Form 

des Studiums sowie nach der zeitlichen Belastbarkeit eines durch­

schnittlichen Studenten. Unter Berücksichtigung der zeitlichen Vor­

gabe des *5 10 Abs. 4 HRG haben die Studienreformkommissionen daher 

auch die Aufgabe, Angaben zum Zeitmaß zu entwickeln, innerhalb des­

sen das Studium in der Regel abgeschlossen werden kann (Regelstudien­

zeit). Regelstudienzeiten haben als Adressaten die Hochschulen und 

verpflichten diese, ein innerhalb der Regelstudienzeit studierbares 

Lehrangebot zu entwickeln. Sie dürfen nicht zu Sanktionen gegenüber 

den Studenten führen.



3.3.1.C Auch, nur ein vager Hinweis auf studienbegleitende Prüfungen.

Prinzipiell wird von Teilzielen gesprochen, für die auch Studien­

leistungen formuliert werden sollen, nachdem die Aufteilung unter 

der Prämisse in Grund- und Hauptstudium festgeschrieben wurde.

i

J.3.2.a Stoffliche Entrümpelung ist Voraussetzung für ein Studium was sinn­

voll studierbar ist. Aber auf welche Schwierigkeiten der Beschluß 

des Stand. Ausschußes 1 stößt, wonach kein Studiengang mehr als 

160 Semesterwochenstunden , also 20 Semesterwochenstunden pro Se­

mester umfassen darf, um den Studenten die Möglichkeit des Selbst­

studiums zu eröffnen und darüberhinaus Zeit bleiben soll, persön­

lichen Neigungenxachzugehen, zeigt, wie fadenscheinig die Stellung-^ 

nähme der WBK ist.



(1) Studienziel und Reqelstudienzeit

Oie zeitliche Dauer eines Studienganges richtet sich nur zum Teil nach 

fachimmanenten Gesichtspunkten. In der Regel sind zur Erreichung des 

Studienziels Ausbildungsgänqe mit unterschiedlichen Studieninhalten 

und -Zeiten denkbar. Für die deshalb erforderliche bildungspolitische 

Abwägung über die Dauer des Studiums hat derjGesetzgeber eine Teilver- 

antwortung durch seine Entscheidung übernommen, daß die Regelstudien­

zeit bis zum ersten berufsqualifizierenden Abschluß vier Jahre nur in 

besonders begründeten Fällen überschreiten soll (§ 10 Abs. 3 und 4 HRG). 

Dabei geht er, im Einklang mit der langjährigen Diskussion über das 

Hochschulstudium, offenbar davon aus, daß es möglich sei, neben der un­

erlässlichen Wissensvermittlung das exemplarische Lehren, Lernen und 

Prüfen verstärkt zu verwirklichen, ohne die Ziele des Studiums unver­

tretbar zu reduzieren.

Aufgabe der Studienreform ist es, Studieninhalte daraufhifo zu überprü­

fen, welchen Beitrag sie zur Erreichung des Studienziels leisten, ob 

sie auch exemplarisch gelehrt und gelernt werden könnentbzw. ganz ent­

behrlich sind. Die Bereitschaft der Fachbereiche zur Stoffbegrenzung 

kist durch unterstützende Maßnahmen, z. 8. durch die Einrichtung von Er- 

ngänzungs-, Aufbau- und weiterbildendem Studium, zu fördern.

3.2. *

b)1) Oie StudlenreformkommlssIonen der Länder und die Länder* 

ministerlen sind inzwischen längst viel großzügiger in 

der Behandlung der Regelstudienzeit, da sich erwiesen 

hat, daß die Begrenzung der Verweildauer Jcaum zu einer 

wesentlichen internen Kapazitätserweiterung führt.

(2) Studierbarkeit de3 Lehranqebots

Es ist Aufgabe der Fachbereiche, die Studierbarkeit des Lehrangebot3  

sicherzustellen. Auch die Studienreformkommissionen haben bei ihren 

Empfehlungen zur Ausgestaltung des Studiums darauf zu achten, in wel­

chem Maße das vorgeschlagene Lehrangebot den durchschnittlichen Stu- 

.denten zeitlich belastet. Un die Studierbatkeit des Lehrangebots zu ge­

währleisten, muß die Lehrveranstaltungsplanung auf Annahmen zu den Vor- 

und Hachbereitungszelten der einzelnen Lehrveranstaltungen und zur zeit­

lichen Belastung der Studenten durch Tutorien, Fernstudienbausteine, 

durch studentische Arbeitsgruppen und das Selbststudium beruhen. Da 

diese Faktoren die spezifische Lehrveranstaltungsstruktur eines Stu­

diengangs ausmachen (z. B. unterscheidet sich die Vor- und Nachberei­

tung geisteswissenschaftlicher Vorlesungen beträchtlich von der der 

naturwissenschaftlichen Laborpraktika oder der geographischen Exkur­

sionen), können Aussagen zur Studierbarkeit des Lehrangebots immer nur 

fächerspezifisch gemacht werden.

jDie überregionalen Studienreformkommissionen haben insbesondere im Rah­

men ihres Auftrags zur Erarbeitung von Musterstudien- und Musterprüfungs­

ordnungen deutlich zu machen, daß das von ihnen vorgeschlagene Lehran- 

gebot in der Regelstudienzeit studiert werden kann. Der Gesamtumfang 

des Pflichtlehrangebots und der zu wählenden Studienschwerpunkte ist 

dabei so zu bemessen, daß den Studenten der notwendige Freiraum für die 

Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen nach eigener Wahl (§ 11 

Abs. 2 Satz 4 HRG) bleibt. ^

Überregionale Studienreformkommissionen haben bei ihren Empfehlungen 

Raum zu lassen für unterschiedliche Lehrveranstaltungsstrukturen in den 

einzelnen Hochschulen und Fachbereichen. Überregionale Vorgaben zur Ge­

währleistung der Gleichwertigkeit einander entsprechender Hochschulab­

schlüsse (§ 8 Abs. 1 Nr. 4 HRG) müssen sich deshalb auf Empfehlungen 

von Bandbreiten für Semesterwochenstunden beschränken. Insbesondere 

gilt es, Bemühungen um Stoffbegrenzungen gegen den Einwand zu schützen, 

der reduzierte Stoffumfang genüge^en an das Studium zu stellenden An­

forderungen nicht mehr.



3.3.2.h DNachdem die Regelstudienzeit mit Zwangsexmatrikulation abgeschafft 

ist, stellt sich uns die Frage, warum nicht nun inhaltliche Studien­

reform der zeitlichen Beschränkung vorausgestellt werden kann. Aber 

die Stak muß HRG-konform bleiben, und da sind nun mal diese mysti­

schen 8 Semester manifestiert. Wo die WRK ihr Wissen hernimmt, daß 

die Länder die Regelstudienzeit zu lasch behandeln, ist uns unber 

kannt. Ganz im Gegenteil wird permanent versucht durch die Einfüh­

rung von Meldefristen doch die Regelstudienzeit einzuführen.

3.3.2.b 2)Wir wehren uns nachdrücklich gegen die Erarbeitung von Musterstu­

diengängen und Prüfungsordnungen, die dann unliebsamen Hochschulen 

und Fachbereichen übergestülpt werden können.

Wieder wird von der Regelstudienzeit gesprochen (gemeint sind 8 

Semester) ohne diese: auch nur andeutungsweise zu begründen.

Wichtig dagegen die Forderung, daß dem Studenten ein notwendiger 

Freiraum für die Teilnahme an zusätzlichen Lehrveranstaltungen 

bleiben muß.



3.3 Formen der Lehre und des Lernens

Das Studium dient nicht lediglich der Wissensaneignung, sondern soll 

vor allem bestimmte Fähigkeiten und Einstellungen fördern. Oie Ge­

staltung der einzelnen Lernschritte und ihre Abfolge haben deshalb 

zentrale Bedeutung für den Erfolg der Ausbildung an den Hochschulen.

Oie Dringlichkeit der Aufgabe wird unterstrichen durch Orientierungs­

probleme der Studenten und den oft fehlenden «Kontakt zwischen Studen­

ten und Hochschullehrern. Oie Erkenntnisse und Entwicklungen der Hoch­

schuldidaktik, in denen auch internationale Erfahrungen zum Ausdruck 

kommen, können wichtige Beiträge zur Lösung dieser Probleme leisten.

Oie Bereitschaft des wissenschaftlichen Personals zur Weiterbildung 

ist zu fördern. Das Hochschulrahmengesetz weist an verschiedenen Stel­

len auf diese Zusammenhänge hin (§ 2 Abs. 3 Satz 2, § 4 Ab3. 3 Nr. 5,

§ 8 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2,Abs* 4, § 11 Abs. 1 Satz 3 HRG).

In die Diskussion über geeignete Formen der Lehre und des Studiums soll­

ten folgende Gesichtspunkte einbezogen werden:

a) Ein breites Spektrum unterschiedlicher Lehrveranstaltunqsformen kann 

den Erfordernissen der verschiedenen Teilziele des Studiums am ehesten 

j^erecht werden (siehe auch § 11 Abs. 1 Satz 4 HRG).

b) Vor allem für die notwendige Wissensaneignung kommt dem Selbststudium

erhebliche Bedeutung zu. Oie Studenten sind zu befähigen, sich auch im 

Selbststudium in Fachgebiete einzuarbeiten und sich die entsprechenden 

weiterführenden Erkenntnisse und Methoden anzueignen. Das Selbststudium 

ist deshalb zu fördern (§ 12 Abs. 1 Satz 2 HRG), z. B. durch Anleitung 

zur Benutzung von Bibliotheken, die Bereitstellung schriftlicher und 

audiovisueller Lehrmaterialien, Einrichtung von Tutorien und die Uhter- 

stützung studentischer Arbeitsgruppen. *

c) Vor allem für die Befähigung der Studenten zu wissenschaftlicher Ar­

beit und zu verantwortlichem Handeln sowie um die Verbindung von Wissen­

schaft und Praxis aufzuzeigen« erscheinen problemorientierte Lehr- und

Lernformen besonders geeignet. Neben den hierfür nutzbaren Möglich­

keiten traditioneller Lehrformen wie dem Seminar oder der Exkursion 

zählen hierzu z. B.

- Lehrforschung und forschendes Lernen,

- von der Hochschule begleitete Erkundungen in der beruflichen 

Praxis und berufspraktische Tätigkeiten, eingeordnet in den 

Studiengang (§ 11 Abs. 1 Satz 3 HRG),

- Projekte, die die fachsystematischen Lehrangebote durch inter­

disziplinäre Bearbeitung realer Probleme ergänzen und an denen 

sich die Studenten aktiv im Sinne des forschenden Lernens be­

teiligen,

- Einbeziehung von Vertretern der Berufspraxis in Lehrveranstal­

tungen der Hochschule,

- Informationen über die Berufspraxis,

3.3.

b) Das Selbststudium - seit jeher eine Selbstverständlich­

keit in einem vissenschafltichen Studium - nur als etwas 

zu Förderndes zu fordern, grenzt an eine Bankrotter­

klärung der Reform schlechthin. «Oie Begründung für die 

"erhebliche Bedeutung", die dem Selbststudium zukcmme, 

ist bemerkenswert: 2s hat vor allem für die notwen­

dige Wissensaneignung Bedeutung. Vernünftigerweise 

diente das "Selbststudium” bislang ebenso der Wissens­

aneignung wie der weiteren siebständigen, kritischen Ver­

arbeitung der Lefarveranstaltunen, der Ausarbeitung von 

Referaten und ähnlichen über die lediglich rezeptive 

Wissensaneignung hinausgehnden Tätigkeiten. .

Für die nützliche Wirksamkeit offiziell eingesetzter s 

studentischer Tutorien und Arbeitsgruppen ist natürlich 

Voraussetzung, daß diese nicht politisch mißbraucht und 

indoktriniert werden, wie das leider in den Geistaswis-

senschaften immer wieder vorkommt.
>

3.3.

c) Lehrforschung und forschendes Lernen" sind Begriffe, die

vermieden werden sollten, da- sie aus der Zeit der Bundes- 

assistentenkonferenz politisch besetzt sind und in die­

ser Konnotation nichts bringen.

Bai der Fülle der vorgeschlagenen Lahr- und Lernformen 

fragt man sich nach ihrp^ Machbarkeit - nicht allein 

wegen einer zu verkürzenden Studiendauer, sondern auch 

bei einer Studentenzahl, die nicht alle an der Forschung 

tallhaben läßt, die die Überfüllung der Seminare mit sich 

bringt und die berufspraktischen Tätigkeiten außerordent­

lich erschwert.

- Plan- und Rollenspiele.



3.3.3, Wie vorsichtig: ̂ Die Bereitschaft des wissenschaftlichen Personals 

(in Fragen der Höchschuldidaktik.) , ist zu fördern."

t| [ g W
33.3.a Hier muß nun wirklich fragt werden, welche Lernformen welches

Teilziel des Studiums am ehesten gerecht werden. Warum ist es nich^ 

möglich zumindestens mal die Frage zu stellen, ob die Vorlesung, 

immer noch am verbreitesten, (anscheinend die Lernform schlechthin 

ist)



d) Zur Unterstützung der Persönlichkeitsbildung der Studenten sowie 

zur Verbesserung ihrer Orientierung und ihres sozialen Kontakts an 

der Hochschule sind insbesondere zu beachten

- breite Kontaktmöglichkeiten zwischen Hochschullehrern und 

Studenten, wozu auch die Aufgaben der Hochschullehrer in 

der Studienbefatung beitragen können (§ 43 Abs. 1 Satz 2 HRG),

- ein ausreichendes Angebot von Lehrveranstaltungen mit kleiner 

Teilnehmerzahl, insbesondere in der Studieneingangsphase, För­

derung von Tutorien und studentischen Arbeitsgruppen,

- Ermutigung von Anregungen der Studenten für die Gestaltung von 

Lehre und Studium, Auswertung studentischer Veranstaltungs­

kritik durch Hochschullehrer und Fachbereiche,

- Berücksichtigung der Erfordernisse des "Sozialen Lernens" 

bei der Gestaltung der Lernsituation, z. B. kooperatives 

und arbeitsteiliges Arbeiten im Team, Schulung -der Argumen- 

tdtions- und Ausdrucksfähigkeit, Verbesserung der Wahrneh­

mung- und Reaktionsfähigkeit in bezug auf gemeinsames Ler­

nen und Arbeiten,

- Ausbau der Studien- und Berufsberatung; mit ihr sollte eine 

psychologisch-soziale Beratung verbunden sein.

e) Oie Möglichkeiten des Fernstudiums sollen berücksichtigt werden. 

Beim Einsatz von Fernstudienangeboten ist auf hinreichenden sozialen 

Kontakt zur Hochschule und zwischen den Studenten zu achten. Die An­

teile von Fern- und Präsenzstudium bedürfen einer didaktisch begründe­

ten Darstellung.

4. Prüfungen

Sine Förderung von Tutoren und studentischen Arbeitsgrup­

pen kann so uneingeschränkt angesichts zahlreicher nega­

tiver Erfahrungen nicht empfohlen werden. Dasselbe gilt 

für die Ermutigung von Anregungen der Studenten für die .

.Gestaltung von Lehre und Studium. Zu warnen ist vor einer 

Instituation auch auf längere Sicht eine Realisierung 

der Forderungen nicht zuläßt.

4.1 Abstimmung von Studium und Prüfungen

Studienreform kann nur gelingen, wenn das Prüfungswesen in die Studien­

reform eingebunden ist. Die tatsächlichen oder vermuteten Prüfungsan­

forderungen und Prüfungsverfahren bestimmen maßgebend das Studienver­

halten. Ziele, Inhalte und Formen des?Studiums, die in den Prüfungs­

anforderungen keinen Widerhall finden, werden von den Studenten nicht 

selten als Behinderung eines "erfolgreichen" Studiums empfunden und 

daher gemieden. Damit Prüfungen dokumentieren können, daß der Student 

ie ausgewiesenen Ziele eines Studienabschnittes oder des Grundstudiums 

erreicht hat, müssen Studium und Prüfungen aufeinander abgestimmt wer­

den. Das bedeutet beispielsweise:

- Prüfungen, mit denen das Studium insgesamt oder einzelne Ab­

schnitte abgeschlossen werden, dürfen sich nicht nur auf einen 

Teil der Studienziele, z. B. auf die Feststellung von Fachkennt­

nissen, beschränken. Auf der Grundlage notwendiger Fachkenntnisse 

ist in der Abschlußprüfung nachzuweisen, daß der Student die Fähig­

keiten zur Problemlösung mit Hilfe wissenschaftlicher Methoden 

und zu selbständigem Urteil erworben hat.

- Den unterschiedlichen Studienzielen und der Vielfalt der Lehrver- 

anstaltunqsformen sollte ein Vielfalt von Prüfungsformen entspre­

chen. Z. B. können Inhalte und Formen des Studiums, die auf För­

derung der Kooperationsfähigkeit zielen, in angemessenem Rahmen 

durch geeignet«, Prüfungsverfahren (studienbegleitende Prüfungen 

in Abstimmung mit den entsprechenden Lehrveranstaltungen, Grup­

penarbeiten) unterstützt werden.

- Um die orientierende Funktion der einzelnen Studienziele und des 

Studienaufbaus zu ergänzen, sollten die Prüfungsanforderungen und 

das Prüfungsverfahren in der Prüfungsordnung einleuchtend beschrie­

ben werden, und zwar mit Gültigkeit auf längere Sicht; dadurch wer­

den zugleich Unsicherheit und Prüfungsängste abqebaut.

4.1. Die P*Hfungsbedingungen sollten so breit gestreut sein, 

daß sie nicht dazu verleiten, das Studium nur in ganz 

schmalen Spuren anzulegen. Auch ist zu prüfen, ob es 

gerechtfertigt ist, in einem wissenschaftlichen Studi­

um alles prüfungsrelevant zu machen. Einem Studenten 

sollte schon mehr zugemutet, zugetraut werden.können.

Die Wichtigkeit der Teämarbeit staht außer Frage. Ob 

aber Gruppenarbeit in Prüfungen nicht das Neveau senken, 

bleibt zumindest offen. Auf jeden Fall muß auch die ei­

genverantwortliche Arbeit unterstützt und gefördert 

werden.



ß . 3 . 3.c + d Ein richtiger Ansatz, der auch durch konkrete Handlungsanweisunge 

geschlossen wird.Nur wünschenswert, daß diese Sachen tatsächlich in 

die Studienordnungen eingehen.

4.1. Schon in.der Einleitung wird quasi gesagt, daß alles was nicht ge­

prüft wird, von Studenten als Behinderung eines erfolgreichen Stu­

diums empfunden wird. Damit wird gewissermaßen der Freiraum für 

Studenten der anfangs gefordert wurde, wieder gestrichen. Bedauer­

lich auch, daß studienbegleitende Prüfungen nur auf Formen und In­

halte angewandt werden sollen, die Kooperationsfähigkeit fördern. 

Studienbegleitende Leistungsnachweise dürfen nicht den Charakter von 

Prüfungen haben. Deshalb sind Noten zugunsten differenzierter Be- 

urteilungen abzuschaffen. Prinzipiell müssen Prüfungen weitgehend ab­

gebaut werden. Dazu gehören auch Zwischenprüfungen, die momentan nur . 

die Aufgabe haben, eine formalisierte Entscheidung über den weiteren 

Studienverlauf zu treffen.

Sie sind durch intensive Beratungen und Gespräche Einzelner und mit 

Gruppen zu ersetzen. Dort wo formalisierte Prüfungsverfahren noch 

nicht ersetzt werden können muß dem Studierenden soweit wie möglich 

Einfluß und Mitbestimmungsrecht eingeräumt werden. Dazu gehört, das 

Recht auf,freie Themen- und Prüferwahl, die Möglichkeit von Gruppen­

prüfungen, sowie die Möglichkeit der Öffentlichkeit von Prüfungen. 

Jeder Leistungsnachweis muß Rückmeldungscharakter haben.



4.2 Unterschiedliche Funktionen von Prüfungen

Prüfungen haben sowohl die Aufgabe, mit Wirkung nach außen die Errei­

chung bestimmter Studienziele festzustellen, als auch die Funktion, 

das Lernen zu strukturieren (Orientierung, Motivierung, Rückmeldung 

des Lernerfolgs). Deshalb sollten Entscheidungen zwischen unterschied­

lichen Prüfungsformen nur im Zusammenhang mit ihrer jeweiligen Funk­

tion i» St'udiengang getroffen werden, z. B.f stärkere Sicherung der 

Objektivität bei Abschlußprüfungen, im übrigen stärkere Betonung der 

Individualisierung und Beratung.

Dieser Gedanke sollte deutlicher gefaßt werden. Es 

stehen fast ln jedem Abschnitt Vorschläge für die Öff­

nung der Hochschulen und für die Möglichkeit, neue 

Studenten zu gewinnen. Aber es wird kaum ein Vorschlag 

gemacht, wie Studierende, die mit den Aufgaben der Hoch­

schule überfordert sind - was sich oft erst nach Stu­

dienbeginn herausstellt - von der Hochschule wegge­

führt werden können.

Es ist zu prüfen, ob und inwieweit Zwischen- und Vorprüfungen der 

Orientierung und Beratung der Studenten dienen können. Zu ihrer Funk­

tion kann es gehören, insbesondere darüber Klarheit zu verschaffen, 

ob die bisher erreichten Leistungen die Annahme rechtfertigen, daß 

das Studienziel insgesamt erreicht werden kann.

Leistungsnachweise während des Studiums können eine doppelte Funktion 

haben. Als Leistungsnachweise ohne Prüfungscharakter können sie dem 

Studenten die Kontrollmöglichkeit geben, ob das jeweilige Studienziel 

erreicht ist; als Leistungsnachweise mit Prüfungscharakter können sie 

zur Entlastung der Zwischen- oder Abschlußprüfung beitragen (§ 15 

Abs. 3 HRG)'.

4.3 Prüfunqsverfahren

- Oer Prüfungsstoff wird im Rahmen der Prüfungsordnung grundsätz­

lich vom Prüfer bestimmt, dem Kandidaten sind jedoch Möglichkei­

ten einzuräumen, insbesondere für mündliche Prüfungen und soweit 

möglich auch für die Abschlußprüfung Themengebiete vorzuschlagen.

Bei der Bewertung von Prüfungsleistungen geht es um die Leistung 

des einzelnen Studenten. Bei Gruppenarbeiten muß daher seine Lei­

stung und Fähigkeit zu selbständiger wissenschaftlicher Arbeit 

deutlich abgrenzbar und bewertbar sein.

- Vermeidbarem Zeitverlust im Prüfungsvetfahren ist entgegenzu­

wirken. Der Unfang von Diplomarbeiten, insbesondere in experi­

mentellen Fächern, sollte auf das sich aus dem Prüfungszweck 

ergebende Maß beschränkt werden.

- Die Anerkennung von Auslandsstudien, für die Gleichwertigkeit j

gegeben ist, ist zu gewährleisten.

- M it Ausnahme der Beratung und der Bekanntmachung der Prüfungs­

ergebnisse können die örtlichen Prüfungsordnungen vorsehen, daß 

mündliche Prüfungen für Studenten der gleichen Fachrichtung öf­

fentlich sind.

- Die Wiederholbarkeit von Prüfungen ist zu gewährleisten. Es ist 

anzustreben, die Wiederholung auf die Prüfungsfächer oder die 

Teile von ihnen zu beschränken, in denen der Kandidat nicht be­

standen hat.

- Insbesondere auf die Ziele der Studienreform abgestimmte Reform­

experimente im Bereich des Prüfungswesens sollten unterstützt 

werden.



4.2. + 4.3. Das vermeindliche didaktische Konzept "Motivation durch (Prü- 

fungs- ) und Leistun’gsdruck" wird hier zu einer Kategorie erhoben,, 

obwohl didaktische Untersuchungen ergaben, daß dies Unfug ist.



5. EingangsVoraussetzungen

40

Die Studienreformkommissionen haben die Eingangsproblematik für jeden 

Studiengang besonders zu berücksichtigen (s. Teil II, 1.3).

Zun» einen weisen formal gleichermaßen Berechtigte infolge der Wahlmög­

lichkeiten, insbesondere in der gymnasialen Oberstufe, Unterschiede in 

der Art ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten auf. Zum anderen haben 9ich die 

möglichen Zugangswege zu den Hochschulen erheblich verbreitert, so daß 

auch von daher die Vorbildung der Studienanfänger teilweise unterschied­

lich ist (zur Einstufungsprüfung s. § 19 HRG). Ferner kann die Entwick­

lung von inhaltlich und zeitlich gestuften und aufeinander bezogenen 

Studiengängen (§ 4 Abs. 3 Nr. V HRG) auch darauf gerichtet sein, Studen­

ten mit unterschiedlicher Vorbildung ein gemeinsames Studium anzubieten.

Die Hochschulen haben sich dieser Problematik bei der Gestaltung des 

Studiums und der Prüfungen verstärkt anzunehmen. Durch Brückenkurse und 

spezielle Studieneinheiten, z. B. durch Fernstudieneinheiten, zu Beginn 

des Studiums sollen Uhterschiede im Wissen und in der Vorbildung ausge­

glichen werden. Im übrigen sollte die Hochschule auch an berufsprakti-* 

sehen Erfahrungen der Studenten anknüpfen, woraus 3ich für sie auch die 

.Chance ergibt, sich verstärkt der Arbeitswelt und ihren Problemen zuzu- 

Wenden.

Das weiterbildende Studium steht unabhängig von der bisherigen Schul­

oder Hochschulausbildung allen Bewerbern offen, die die für eine Teil­

nahme erforderliche Eignung im Beruf oder auf andere Weise erworben ha­

ben (§ 21 Satz 2 HRG).

Nach Maßgabe des landesrechts kann der Öffnung des Studiums für geeig­

nete Bewerber ohne herkömmliche Hochschulzugangsberechtigung steigende 

Bedeutung auch für das Studium bis zum ersten berufsqualifizierenden 

Abschluß zukommen. Die erforderliche Feststellung ihrer Eignung zun 

Studium kann sich auch in einem gestuften Verfahren vollziehen, das 

erst im Verlaufe des Studiums mit der Feststellung der Hochschulzugangs­

berechtigung abgeschlossen wird. Die Studienreformkommissionen können 

dafür inhaltliche, didaktische und organisatorische Vorschläge erar­

beiten. Solche.Verfahren kommen insbesondere in Betracht, un quali­

fizierten Berufstätigen bessere Chancen zu eröffnen. Zur Förderung 

dieser Bewerber kann sich eine Zusammenarbeit der Hochschulen mit Ein­

richtungen der allgemeinen Erwachsenenbildung als zweckmäßig erweisen.

6. Differenzierunq des Studiensystems

6.1 Inhaltliche und zeitliche Stufung des Studienanqebots, Durchlässig­

keit

a) ••Außere Differenzierung"

"X -

Neben der Differenzierung des Studienangebots innerhalb eines Sturiien- 

gangs ("innere" Differenzierung, vgl. dazu Teil III, 3.1) kann auch die 

"äußere" Differenzierung dazu beitragen, dem breiten Spektrum berufli­

cher Tätigkeiten sowie den unterschiedlichen Interessen und Fähigkei­

ten der Studenten Rechnung zu tragen. Die äußere Differenzierung meint 

ein System unterschiedlicher Studiengange, die im wesentlichen auf das­

selbe Tätigkeitsfeld vorbereiten. Sie unterscheidet sich damit von der 

inneren Differenzierung eines Studiengangs, bei der trotz inhaltlicher 

und didaktischer Auffächerung, z. B. Studienschwerpunkte und unterschied­

liche Lehrveranstaltungsformen, derselbe Abschluß erreicht wird. Anzu­

streben ist, wo nach Gesetzes läge und den Erkenntnissen der Berufsfeid- 

forschung begründet, verstärkt eid& innere Differenzierung vorzusehen.

Bereiten inhaltlich und zeitlich gestufte Studiengänge auf ein im wesent­

lichen einheitliches Tätigkeitsfeld vor, sollen sie aufeinander bezogen 

werden; soweit ihr Inhalt es zuläßt, sollen gemeinsame Studienabschnit­

te oder aufeinander folgende Studiengänge geschaffen werden (§ 4 Abs. 3 

Nr. 1 HRG). Dadurch werden unsachgemäße Abschottungen innerhalb eines 

beruflichen Tätigkeitsfeldes vermieden und breite berufliche Entwick- 

lunqsmöglichkeiten der Studenten gefördert.

\& u. 5+g kS.lt s f‘c4 oK t*e vvßKl

Auch für die äußere Differenzierung gilt, daß ein Grundbestand von Zie­

len und Prinzipien für alle Studiengänge gemeinsam ist, wahrend in da­

für geeigneten Bereichen die übrige Gestaltung dem jeweiligen Studien­

gang entsprechend erfolgt (§§ 4, 7, 8 und 11 HRG).

Eine inhaltliche und zeitliche Stufung von Studiengängen ist.unabhängig 

Von institutioneilen Lösungen. Studiengänge mit unterschiedlicher Ver-

6.3 Aufbaustudium

Für eine Vertiefung und Ergänzung des berufsqualifzierenden Studiums 

sind Aufbaustudien anzubieten, die in der Regel auf einem ersten be­

rufsqualifizierenden Abschluß aufbauen (§ 10 Abs. 5 HRG). Aufbaustu­

dien sollen vor allem der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch­

ses dienen, aber auch befähigten Bewerbern mit anderen beruflichen 

Zielsetzungen die Möglichkeit zu verstärkt forschungsbezogener Ar­

beit eröffnen. In der Gestaltung des Studiums und der Abschlüsse 

(z. B. Promotion, Lizentiat, Zertifikate) müssen die Hochschulen größt­

mögliche Gestaltungsfreiheiten behalten.

6,4 Weiterbildendes Studium und Studium neben dem Beruf

a) Die raschen Veränderungen in den wissenschaftlichen Disziplinen und 

in den beruflichen Tätigkeitsfeldern machen es erforderlich, daß die 

Hochschulen ihre Aufgaben in der Erstausbildunq durch weiterbildende 

Studienanqebote ergänzen und damit ihre spezifischen Möglichkeiten in 

das Gesamtsystem der Weiterbildung einbringen (§§ 2 Abs. 3, 21 HRG).

Das weiterbildende Studium ist inhaltlich und organisatorisch als Teil 

eines differenzierten Studiensystems und ggf. in Kooperation mit den 

anderen Trägern der Weiterbildung zu entwickeln. Es ist nach Möglich­

keit mit dem Erst3tudium abzustinjnen. Soweit möglich, sollten Studien­

einheiten des weiterbildenden Studiums auch bei der Schwerpunktbildung 

im Erststudium, im Ergänzungsstudium oder im Aufbaustudium verwendet 

werden.

Unbeschadet der aktuell vorrangigen Aufgaben der Hochschulen in der 

Erstausbildung müs§en die konzeptionellen Vorbereitungen für ein brei­

ter auszubauendes Weiterbildungsangebot der Hochschulen getroffen wer­

den.

b) Das weiterbildende Studium muß die aus der beruflichen Praxis ent­

standenen Bedürfnisse der Teilnehmer berücksichtigen. Das erfordert 

eine zielqruppenorientierte, fächerübergreifende Lehrveranstaltungs­

planung utid eine entsprechende Didaktik. Erforderlich sind dafür 

Planunqsmethoden, die die Informationen über die beruflichen Tätig­

keitsfelder verbreiten; insbesondere sind die Organisationen der Ar­

beitswelt einzubeziehen.

c) Das weiterbildende Studium, dessen Eingangsvoraussetzungen breit 

angelegt sind (s. Teil III, $.), trägt zur sozialen Öffnung der Hoch­

schulen bei*. Eine solche Öffnung verbessert die Bildungschancen des 

einzelnen, kommt der Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft und der 

Aufgabenerfüllung in der Gesellschaft zugute und prägt in positiver 

Weise das Bild der Hochschulen in der Öffentlichkeit.

d) Oie Hochschulen müssen sich auf längere Sicht darauf einstellen, daß 

Berufstätige daran interessiert sind, neben ihrem Beruf ein Hochschul­

studium zu absolvieren. Ein solches Studienangebot ist einerseits auf 

die geringere verfügbare wöchentliche Arbeitszeit der Studierenden, 

auf der anderen Seite auf ihre besonderen Lern- und Berufserfahrungen 

abzustimmen. Das erfordert besondere organisatorische und didaktische 

Vorkehrungen (einschl. der verstärkten Nutzung des Fernstudiums). Bei 

der Gestaltung des übrigen Studienangebots sollte versucht werden, die 

Entwicklungsarbeiten zu erleichtern.

Für alle Formen des weiterbildenden Studiums und des Studiums neben dem 

Beruf kommt dem Fernstudium besondere Bedeutung zu.



<

5. Unumstritten j,' daß den unterschiedlichen Vorbildungen der Studenten

Rechnung getragen werden muß, und das Studium für mehr Bürger ge­

öffnet werden muß.

6.a Die unterschiedlichen "inneren Differenzierungen" werden dagegen im­

mer häufiger zum Anlaß genommen, um die entsprechenden Abschlüsse 

unterschiedlich zu bewerten.

6.b. Auch, hier sind die beschriebenen Ziele weit voneinander entfernt. 

Die Frage, ob beim Übergang von Fachhochschulen zu Universitäten 

neben der Anerkennung des Studiums noch Zusatzstudien eingeführt 

werden, die auf bereits erworbenen Kenntnissen aufgebaut werden 

sollen, ist problematisch. Cs. Streichung des Ingenieurerlasses.)

6.3. + 6.4 Aufbaustudien und Weiterbildung des Studiums werden ausschließ­

lich berufsbegleitend betrachtet. Es fehlt der Aspekt der Allgemein­

bildung.



Abkürzungen, die für das Verständnis des Textes wichtig sind:

Stak:

KMK:

DGB:

BDA:

HRG:

VdS:

Ständige Kommission für Studienreform

Kultusministerkonferenz

Deutscher Gewerkscfiaftsbund

Bund deutscher Arbeitgeber

Hochschulrahmengesetz

Vereinigte deutsche Studentenschaften

Qattara Senke: Senke im Norden Afrika;

es war geplant, durch das zwischen der Senke und 

dem Mittelmeer liegende Gebirge einen Kanal zu 

sprengen und durch das einströmende Wasser Energie 

zu gewinnen.-

Bei den Berechnungen stellte sich heraus, daß der Auf­

wand in keinem Verhältnis zu Nutzen und Folgen stand.
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R Ü C K F A L L  IN OIE R E S T A U R A T I O N ?

WRK PROBT DEN AUFSTAND GEGEN DIE 

••GRUNDSÄTZE FÜR STUDIUM UND PRÜFUNGEN"

"Universttäten könntn und so llen  nicht 'so z ia le  Handlungs- 

kom petenz' verm itteln". D ieses Ist d ie Kernaussage des 

1 • Entwurfs einer "Stellungnahme zu dam Entwurf ' G r u n d ­

s ä t z e  f ü r  Studium und Prüfungen*", Ober den das Präsidium  

d er W estdeutschen Rektorenkonferenz (WRK) beraten hat. D er 

folgende Beitrag von Gerd K öhler, R eferent f ü r  Hochschule 

und Forschung beim  Hauptvorstand der Gewerkschaft Erziehung 

und W issenschaft (GEW), zeigt auf, w ie grundsätzlich die 

"Grundsätze" von der W RK-Spltza abgelehnt werden. Ange­

s ic h ts  d ieser  überdeutlichen Absage an jene Politik der "sozialen  

Öffnung der Hochschulen" sta llt  der die Frage: "droht h ier der 

Rückfall ln eine Restauration von H ochschulverhältnissen, die 

vor fünfzehn Jahren w esentlicher Anlaß der Studentenbewegung 

aber auch der Hochschulgesetzgebung waren?"

D ie "Grundsätze" sind von der Ständigen Kom m ission nach zwei­

jährigen  zähen Beratungen, Ende November vergangenen Jahres  

verabsch iedet und a ls  Entwurf den Hochschulen mit der Auffor­

derung zur Diskussion und Überarbeitung zugeleitet worden* B is  

Juli haben s ie  Z elt zur Stellungnahm e. S ie  wurden auch vom  

DGS—V ertreter ln der K om m ission a ls  "sinnvolle D iskussions­

grundlage für die Studienreform arbeit ln den'Hochschulen und

§ 7 HRG gezogen w ird, bringen d ie Hochschulen ln eine neue 

w eltanschaulich-politische Bindung* U niversitäten können und 

so llen  nicht 'so z ia le  Handlungskcmpetenz * verm itteln . Eine 

H ochschule, d ie bei der 'G estaltung des Studium s' Fähigkeiter 

w ie ' B ereitschaft zum R isiko' • • •  'Verbindung von fachlicher 

und Interessenbestim m ten D enken', 'K onflikcfähigkeit', 'E r ­

fassung von sozia len  Strukturen' fördern w ill, mag eine Hoch­

schule für parteiliche W issenschaft oder schlicht eine P artei­

hochschule se in , unter dem w esteuropäischen Begriff der Uni­

versitä t ist  s ie  nicht m ehr subsum ierbar."  Dazu die Frage:

Was heißt das anderes, a ls  die Forderung nach Rückkehr ln 

den Elfenbeinturm W issenschaft zu ste llen , Indem man sich  

m it den F olgen des eigenen Tuns nicht mehr befassen  muß. 

D ieses einer jungen Generation gesag t, die nicht nur Wirtschaft* 

lieb es Wachstum und sozia len  F ortsch ritt, sondern auch Arbeit: 

lo sigk elt, H arrisburg, Um weltzerstörung und den Kampf _

naler Befreiungsbewegung erfährt.

Mit der Warnung vor einem  "akademischen Ethik-Unterricht" 

ste llt  sich die W R K  konsequent gegen alle A nsätze, die so z i­

alen Rahmenbedingungen und Folgen w issenschaftlicher A rbeit 

zu deren Gegenstand se lbst werden zu lassen: "Fächerübergrei­

fende Studienangebote . . .  m üssen ln der Studienordnung zw ar  

verankert werden, allenfalls jedoch als fakultatives nicht ob­

ligatorisches Angebot". Oder an anderer S te lle: "Interdiszipli­

näre Bearbeitung von Problemen ("Projektstudium") Ist ln der

Regel erst w ä h r e n d  e ines Aufbaustudiums nach dem ersten  be—
/

rufsquallflzierenden Abschluß sinnvoll, vorher verhindert e s

K om missionen" gew ertet. Mit ihrer aus dem Dezember stam m en- die breite system atische Aneignung des F achgebietes. Und noch

den scharfen  Attacke versucht die W RK-Spltza offensichtlich — 

a lle  Betroffenen sollten  für die zyn isch  apodiktische K larheit 

dankbar se in  —, den gem einsam  eingeschlagenen Weg zu torpe­

d ieren , m it Hilfe der Grundsätze Kernfragen der Hochschulaus­

einandersetzung zu diskutieren* D ie Stichw orte heißen? Öffnung 

d er Hochschulen für B eru fstätige, Überdenken des V erhältn isses 

von Studium und Beruf, W issenschaftlichkeit und Praxisbezug, 

G leichw ertigkeit der A b sch lü sse , so z ia le s  Lernen, soz ia le  V er­

antwortung von W issenschaft, O rientierungsproblem e der Stu—

klarer: "Lehrveranstaltungsform en, die proölem orlentiertes und 

kooperatives Lernen fördern, gehören höchstens ln die le tz te  

Phase des Hauptstudiums, b esser  erst Ins Aufbaustudium".

Die Rückkehr zum Pauken von Fakten, zur retn rezeptiven  

passiven Aufnahme von W issen, ohne die Frage nach dem warum  

stellen  zu dürfen, drückt sich  dann auch ln der lapidaren F e s t ­

stellung aus: "Wer studiert, begibt sich  ln die Zucht einer  

Sache, die nur begrenzt Wahlmöglichkeiten gestattet. Wer 

mit Ihr M einungs- und Eignungsprobleme hat, Ist augenschein-

denten* Oie WRK form uliert gew isserm aßen d ie  M u s t e r —S t e l l u n g -  lieh fehl am Platz"* E rst werden die Sachen gelernt, die Hoch—

nähme jen er , die von der W iederherstellung der "alten V er­

hältnisse" träumen und mit ihrem  scheinbaren PoUtikverrlcht 

nichts anderes a ls  die Sicherung eigener P rivilegien  zu ka­

sch ieren  versuchen.

Schullehrer werden schon das Richtige aussuchen. Gefragt wird 

e r s t, wenn die Anpassung erfolgt Ist.

Daß dementsprechend auch bei der Auswahl der Zuchtm eister

Zum "Ziel des Studiums" heißt e s  Im § 7 des Hochschulrahmem- verfahren werden so ll ,  wird folgendermaßen begründet. " E rste

Priorität bei der Berufung von Hochschullehrern kommt deshalb  

dem Kriterium der Forschungsleistung zu. Schon die pädago­

gische Eignung ist demgegenüber durchaus nachrangig. M itarbeit 

ln der Studienreform  vollends ist ein m arginaler Gesichtspunkt. 

Eine Berufungspolitik, die die Prioritäten anders se tz t, garan­

tiert w issenschaftliche Medlocrttät” . Wenn doch die V erfasser  

solcher Warnungen vor Mittelmäßigkeit wenigstens die Konse­

quenz zögen und sich  nicht um die Mitgliedschaft als V ertreter

g e se tz e s . "Lehre und Studium so llen  den Studenten auf ein  be­

rufliches Tätigkeitsfeld vorbereiten  und Ihm die dafür erforder­

lichen fachlichen K enntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem je  

w eillgen  Studiengang entsprechend so  verm itteln , daß er zu 

w issenschaftlicher oder k ünstlerischer Arbeit und zu verant­

wortlichem  Handeln ln einem  freiheitlichen , dem okratischen  

und sozia len  R echtsstaat befähigt wird". Dazu die WRK:

"Die Folgerung, die aus der unglücklichen Formulierung von



der Hochschulen ln der Ständigen Kom m ission bemühten.

Der überhebliche Zynism us gegenüber jenen, die sich  — eigene  

w issenschaftliche Publlkationsarbeiten zurücksteilend -  um die 

V erbesserung von Lehre und Studium der w issenschaftlichen  

Berufsausbildung für die m ehr gewordenen Studenten gekümmert 

haben, scheint unübertrefflich: Wir machen W issenschaft, a lles  

andere Ist M ittelm aß. A ngesichts d ie se s  P apiers wäre B eschei­

denheit geboten. Daß ein Hieb auf jene folgen muß, die s ich  mit 

der Erforschung der Lahr- und L ernprozesse befassen , Ist kLar: 

"Oie Hochschuidldaktlk Ist Im m er w ieder ln der Gefahr, statt 

die Studenten auf das Niveau der W issenschaft zu bringen, die • 

W issenschaft auf das Niveau der Studenten zu bringen." *

A ll das, was ln den vergangenen Jahren unter den Begriffen  

"soziales" oder "forschendes Lernen" diskutiert worden Ist,

‘wird plump diffam iert. Das W R K - P a p l e r ' Lehrforschung und 

forschendes Lernen' sind B egriffe , die verm ieden werden so ll­

ten , da s ie  aus der Zeit der Bundesassistentenkonferenz poli­

tisch  besetzt sind und ln d ieser  Konnotaticn nichts bringen".

Wem bringt eine solche Verbindung von Forschung und Lehre 

nichts?, bleibt zu fragen.

"Formen und M öglichkeiten der Beteiligung der Studenten an der 

Gestaltung des Studiums endlich sind ln den Hochschulgesetzen  

gerege lt. Darüberhlnaus Ihre Them atisierung ln den 'C r len -  

tierungselnhetten' vorzusehen, provoziert zwangsläufig Kon­

flikte . . . "  Und folgerichtig: "Zu warnen Ist vor einer Institu­

tionalisierung studentischer Lehrveranstaltungskrttlk. S ie  

k am  unerwünschte Effekte p rovozieren ." Man sieht s ie  richtig  

vor sich  die braven, nicht auf muckenden, dem akademischen  

Zuchtm eister die Fakten von den Lippen m itschreibenden Stu­

denten -  aber nur ln den P hantasiebildem  der Pückwartsgewandten 

Hat die a lte , durch S tills itzen  und Kathederverkündung Duck­

mäusertum aber keine kritische Intelligenz fördernde Hoch­

schule nicht schlim m ste Folgen b ereits nachgewiesen?

Das trotzige "Die hochschuldldaktischen Thesen , daß die 

große Vorlesung 'überholt' Ist, stim m t nicht", darf nicht 

hingenommen werden auch deshalb nicht, weil e s  a ls  Be­

gründung für das Ausweichen v ie ler  Hochschullehrer vor 

sicher  auch mit Mehrarbeit verbundener Arbeit Im Kleinen, 

miteinander diskutierenden G r u p p e n  verwendet werden kam .

"Universität Ist keine sozia le  Einrichtung für Gruppentherapie, 

sondern hat ihre Funktion in der Tat in der Vermittlung fach­

licher Kompetenz". Das Unverständnis der W RK-Spltze ge­

genüber jenen, deren Interessen  zu vertreten , s ie  vorgibt, 

drückt sich  Im folgenden Satz a u s :  "Hingegen muß die Gele­

genheit zu persönlichen Kontakten prim är eine Sache der Stu— 

dentengemeinde und studentischen Gruppen bleiben. Wochen- 

’ ndsem inare u. ä . Lehrveranstaltungsform en müssen Ausnah­

me bleiben, andernfalls wird der akadem ische Unterricht in 

die Abenteuer der Gruppendynamik gezogen". Die V erfasser  

solcher Sätze sollten  praktische Erfahrungen mit solchen Lehr— 

jnd Lernprozessen machen, bevor s ie  ihre Vorurteile der­

artig zu Pamphleten verarbeiten.

Durchzogen Ist das Papier vom Widerwillen gegenüber einer 

U niversität, die sich  ansatzw eise auch gegenüber den blldungs- 

fem gehaltenen Schichten und Ihren Bedürfnissen una Frage­

stellungen öffnet. Die "Verbreiterung der Zugangswege zu 

der Hochschule . . .  bringt zunehmend unzureichend m otivierte 

Studenten ln die Hochschule". Und zum Stichwort "Orientierungs­

losigkeit der Studenten": "Häufig handelt e s  sich  um M otlvations- 

prctoleme: d iffuse, flache Motivation". Konsequenterweise be­

klagt die WRK dam  auch: " . . .  e s  wird kaum ein Vorschlag ge­

macht, wie Studierende, die mit den Aufaaben der Schule über­
fordert sind -  w as sich  oft erst nach Studlenbeginn h e ra u j-  

ste llt  - ,  von der Hochschule weggeführt werden können" „

Statt den Problem en konstruktiv zu begegnen, versuche 

man s ie  zu elim inieren! Der Politik der "sozialen Öffnung" 

wird mit derw inlstlscher A u slese  geantwortet.

D ieses Papier der W estdeutschen Fektorenkonferenz Q A /& K )  

und die darin zum Ausdruck kommenden hochschul politischen  

Positionen m üssen diskutiert werden. D ieses Papier muß w eg. 

Jene Rektoren und Präsidenten, die die Herausforderungen  

der Studentenbewegung und der Bundesassistentenkonferenz  

te ils  m itform ullert, te ils  aufgenommen und weiterentw ickelt 

haben, sind gefordert. Ein so lches Papier darf der W R K -Spitze, 

die doch vorgibt, die westdeutschen Hochschulen zu repräsen ­

tieren , nicht durchgelassen werden. Hier m üssen auch jene  

.Hochschullehrer Farbe bekennen, die das Streiten  leid gewor­

den sind und sich  ln Ihren wirtschaftlichen Arbeiten verkrochen  

haben.

Die Existenz d iese s P apiers zeigt aber auch, wie notwendig 

eine studentische Interessenvertretung Ist sowohl ln der F orm  

der Allgem einen Studentenausschüsse und Fachschaften vor  

Ort, wie auch ln der Form der öffentlich anzuerkennenden 

und zu fördernden "Vereinigten Studentenschaften" (vds',.

Der Göttinger Studienreformkongrjßß der vds hatte m ehr Niveau 

a ls  das Rektorenpapier.

D ieses auch zu jenem  verbliebenen P est verantwortungsbe­

wußter Hochschulpolltlker: Glauben sie  w irklich, auf d e r  Grund­

lage solcher W RK-Papiere Ihre Politik der sozialen  Ö f f n u n g  

d e r  Hochschulen rea lis ieren  zu können? Mit wem wollen s ie  die 

drohende Restauration verhindern?

Das Dilemma v ie ler  Reform er: S ie  wollen sich nicht a ls  

"nützliche Idioten" zur Durchsetzung einer Politik miß­

brauchen la ssen , die beim Aufholen von Modernitätsrückstän­

den, sprich der Anpassung der Hochschulen an den gesellschaft­

lichen Status quo haltmacht. S ie  stellen  sich gegen die Restau­

rateure und wollen mehr a ls das Hochschulrahmengesetz zu­

lassen  w ill. Ihre Politik der "sozialen Öffnung der Hochschulen" 

verlangt die offene Diskussion an den Hochschulen, die WRK ver­

sucht s ie  mit Ihrer Absage an alle Reformer von vornherein  

zu blockieren.
Das nächste halbe Jahr wird zeigen , ob die Hochschulen 

"tot geregelt" worden sind, ob sich  die Restaurateure durch- 

setzen'können oder ob es  gelingt, das eigentliche Problem der 

Studienreform , der w issenschaftlichen BerufsausbiIdung einen 

sozial begründeten Sinn zu geben, ansatzweise in Zusammen­

arbeit mit den Betroffenen gelöst wird.



Deutscher Gewerkschsftsbur.d (DG3): 
Leitsätze des DGS zur Studisnrefcrm, 1978

G ewerkschaften und Studienreform

In Erfüllung seiner A u fgaben ils  Interessenvertretung aller 
Arbeitnehmer hat der DGB mehrfach, insbesondere in den 
„Forderungen zur Beruflichen Bildung“ , seine Vorstellun­
gen zur Beruflichen Bildung entwickelt. Hier, wie schon in 
seinen ..Bildungspolitischen Vorstellungen“ , hat Cer DGB 
verlangt, den ..Gegensatz zwischen allgemeiner und beruf­
licher Bildung sowohl in der Organisation als auch in den 
Lehrplänen der einzelnen Stufen und Zweige des Bildungs­
wesens aufzuheben“ . Wenn der DGB nunmehr seine „For­
derungen zur Hochschulreform“ durch die „Leitsätze zur 
Studienreform“ ergänzt, dann soll dieser Zusammenhang 
ausdrücklich betont werden.

Die Studienreform gewinnt nach Verabschiedung des Hoch­
schulrahmengesetzes besondere Aktualität, weil auf der 
Basis dieses Gesetzes Studienreformkommissionen auf 
Länder- und Bundesebene tätig werden, ln diesen Studien­
reformkommissionen sollen die Gewerkschaften als soge­
nannte ..Fachvertreter der Berufspraxis“ nur mit beratender 
Stimme teilnehmen.

Damit kann sich der DGS nicht zufriedengeben. Er hält viel­
mehr seinen Anspruch auf umfassende Mitbestimmung in 
allen Fragen der Hochschulen mit Nachdruck aufrecht 
Das Recht auf‘Mitbestimmung folgt aus der zunehmenden 
Bedeutung der wissenschaftlichen Tätigkeit und der Um­
setzung wissenschaftlicher Erkenntnisse für die Arbeits­
und Lebensbedingungen aller Arbeitnehmer. Dieser An­
spruch ist auch damit begründet, daß die Kosten für die 
wissenschaftliche Berufsausbildung zum größten Teil von 
den Arbeitnehmern getragen werden.

Darüber hinaus fordern die Gewerkschaften eine wirksame 
Mitbestimmung sowohl der Arbeitnehmer im Hochschul­
bereich als auch der Studierenden. Die Gewerkschaften 
wenden sich gegen ein Übergewicht staatlicher Instanzen, 
durch das die Selbst- und Mitbestimmungsrechte an der 
Hochschule eingeschränkt werden.

Entsprechend den Zielen gewerkschaftlicher Bildungspoli­
tik gilt es. die Möglichkeiten der Wissenschaft in den Dienst 
der Gesellschaft zu stellen, um Lebens-und Arbeitsbedin­
gungen humaner zu gestalten. Die Hochschulausbildung 
muß dazu beitragen, das Verhältnis von wissenschaftlich 
und nichtwissenschaftlich ausgebildeten Arbeitnehmern in 
dem Sinne zu beeinflussen, daß die technische und wissen­
schaftliche Entwicklung für die auf Humanisierung der Ar­
beit und Demokratisierung der Gesellschaft gerichteten 
Interessen und Bedürfnisse aller Arbeitnehmer genutzt 
werden kann. Allerdings kann eine isolierte Studienreform 
nicht genügen. Nicht nur der Betrieb der Hochschule, son­
dern die Hochschule selbst und ihre Stellung im Gesamt­
bildungssystem sind zu reformieren. Es bedarf also zusätz­
lich einer umfassenden Änderung der Rahmenbedingun­
gen, unter denen sich Hochschulausbildung vollzieht, ein­
schließlich einer Änderung des Hochschulrahmengesetzes.

Der Zugang zur Hochschule muß grundsätzlich allen offen­
stehen und darf nicht durch formale Leistungsnachweise 
eingeschränkt bleiben. Qualifikationen, die in der beruf­
lichen Ausbildung, in der  Berufspraxis und in der Weiter­
bildung erworben wurden, müssen ebenso zum Hochschul- 
^‘ud'um rhh’gen ' 'S Abitur.

D*e Gleich Wertigkeit der Bildungsgänge a!s eine Voraus­
setzung zur Öffnung der Hochschule muß auch in der 
Hochschulausbildung zum Tragen kommen: Alle Ausbil­

dungsgänge des Tertiären Bereichs sind in Gesamthoch­
schulen zu integrieren.

Oie Hochschulen müssen ein Weiterbiidungsangebot ent­
wickeln, das in das gesamte Weiterbildungssystcm einge­
bunden ist und jedem Arbeitnehmer offensteht.

Voraussetzung für eine chancengleiche Hochschulaus­
bildung ist eine Verbesserung der materiellen Sfudien- 
bedingungen durch eine darlehensfreie Studienförderung, 
die eine angemessene Lebenshaltung ermöglicht. Sie muß 
für die ganze Zeit der notwendigen Studiendauer gewährt 
werden.

Obwohl diese grundlegenden Forderungen noch nicht er­
füllt sind, mißt der DGB der jetzt eingeleiteten Studienreform 
große Bedeutung zu. Seine „Leitsätze zur Sludienrefcrm“ 
sollen die Konsequenzen aufzeigen, die sich aus der 
Orientierung der Hochschulausbildung an den gesamt­
gesellschaftlichen Belangen und den Erfordernissen der 
Berufspraxis ergeben.

Hochschulausbildung als Berufsausbildung

1. Oie Hochschulausbildung muß die Studierenden für 
berufliche Tätigkeiten qualifizieren. Sie muß dem Stand 
der Wissenschaft entsprechen. Im Interesse der künfti­
gen Arbeitnehmer ist eine breite Grundausbildung an­
zustreben. Sie soll dazu beitragen, die Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse auch unter sich ändernden gesell­
schaftlichen und wirtschaftlichen Bedingungen mitge­
stalten zu können,

2. Eine ausreichende Berufsqualifikation ist nur dann ge­
geben, wenn der an der Hochschule Ausgebildete er­
fahren hat, auf welchen wirtschaftlichen, gesellschaft­
lichen und politischen Gegebenheiten sein zukünftiges 
berufliches Handeln beruht und wie es sich auf die Ar- 
beits- und Lebensbedingungen der anderen Arbeit­
nehmer auswirkt.

3. Die Hochschule muß über die besonderen Anforderun­
gen eines Berufes hinaus die ^Studierenden auf ihre 
Stellung in Arbeitswelt und’ Gesellschaft überhaupt 
vorbereiten. Sie muß ihnen deshalb zeigen,

— nach welchen Prinzipien Arbeit organisiert w ird ;

— welche gemeinsamen Interessen die Arbeitnehmer 
haben;

— wie sich unternehmerische Entscheidungen und 
betriebliche Maßnahmen auf Arbeitnehmer und 
Gesellschaft auswirken.

4. Auch die Hochschulausbildung muß die Fähigkeit ver­
mitteln, Handlungsmöglichkeiten am Arbeitsplatz und 
in der Gesellschaft zum Nutzen aller Arbeitnehmer 
einzusetzen, vor allem aber

— für eine menschengerechte Gestaltung der Lebens­
und Arbeitsbedingungen einzutreten; ’

— die Demokratisierung aller Arbeits- und Letens- 
bereiche voranzutreiben;

— die dazu nötige Solidarität und Konfliktbereitschaft 
zu entwickeln.

5. Damit Hochschulausbildung ihrer geseüschaft,;chen
Aufgehe gerecht kenn, r r ”-**-j-r, V'.? 'ae'* * ..
Si-hafllichen Au>bi!d-.n.jsanteile c •bändig jn  .7 ,n-
schoflskritik und Berufspraxis ge/nessen und inter­
disziplinär, vor allem durch soz.'alwissenschö<:Nc.he 
Ft agestellungen, Inhalte und Methc -Gn ergänzt v . rd n.



6. Die sozialwissenschaftlichen Anteile des Studiums 
sollen vor all-.m die gesellschaftlichen Voraussetzun­
gen und Wi»' vngen wissenschaftlicher Tätigkeit auf- 
ztig*:n und mittcln, welche der jeweils in der prak­
tischen Phase erkannten Vorgänge und Strukturen 
gesellschaftlich bedingt sind.

Die Sozialwissenschaften müssen diese Bedingungen 
erklären und dabei insbesondere darlegen, welche 
Konflikte sich aus den aufgezeigten Zusammenhängen 
ergeben und welche Lösungsvorschläge entwickelt wer­
den müssen, um Arbeitnehmerinteressen besser durch­
zusetzen.

Studienorganisation

7. Grundsätzlich soll eine Mindeststudiendauer von 4 Jah­
ren gelten. Das Studium ist in Lerneinheiten einzu- 
teilen, die unterschiedlich kombiniert werden können. 
Sie müssen verschiedene gleichwertige berufsqualifi­
zierende Abschlüsse ermöglichen, die den Erforder­
nissen auch neuer Berufsfelder Rechnung tragen. Die 
Lerneinheiten müssen so angeboten werden, daß sie 
auch als Maßnahmen der Weiterbildung in späteren 
Lebensabschnitten absolviert werden können. .

Orientierungsphase

8. Hochschulausbildung soll mit einer mehrwöchigen 
Orientierungsphase bzw. einem Orientierungsseme­
ster beginnen. In der Orientierungsphase soll den 
Studierenden die Funktion des Studiums als Berufs­
ausbildung verdeutlicht und bereits der Bezug zur 
späteren Berufspraxis hergestellt werden. Dabei sollen 
Möglichkeiten und Grenzen der Wissenschaft aufge­
zeigt, die gesellschaftliche Entstehung und Verwertung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse dargestellt und der 
politische und gesellschaftliche Zusammenhang des 
Studiums behandelt werden.

9. Die Orientierungsphase soll außerdem in den Aufbau 
des Studiengangs und in kooperative Arbeitsformen 
einführen. Damit erfüllt die Orientierungsphase auch 
Funktionen der Studienberatung. Ferner sollen die 
Studierenden mit den Formen und Möglichkeiten der 
Mitbestimmung an der Hochschule vertraut gemacht 
werden; ihr Engagement für Selbstverwaltung und 
Demokratisierung der Hochschule ist zu wecken und zu 
stärken.

10. Die Orientierungsphase soll den Übergang von der 
Schule oder dem Beruf auf die Hochschule erleichtern, 
der Gefahr der Isolierung im Massenbetrieb der Hoch­
schule entgegenwirken und die Studierenden zu einem 
der Gesellschaft gegenüber verantwortlichen Studien- 
verhaiten anregen.

11. Die Ziele und Arbeitsformen der Orientierungsphase 
müssen im weiteren Verlauf des Studiums in Berufs­
praxisphasen, problem- und projektorientierten Lehr­
veranstaltungen und in der Studienberatung weiter ver­
folgt und praktiziert werden.

Praktische Phase

12. Hochschulausbildung muß a llgem eine und berufliche, 
theoretische und praktische Ausbildung in tegrieren. 
A lle Studiengänge sollen berufspraktische Studien­
phasen und Ausbilc^ungselemente enthalten. Ausbil- 
dungsgänce, bei denen bisher zwischen einer theore ti­
schen Phase innerhalb und einer praktischen Phase 
außerhalb der Hochschule unterschieden wurde, sollen 
in der Regel zusammengefaßt, d. h. einphasig gesta l­
tet werden.

13. Die praktische Phase der Hochschulausbildung soll 
Einblick in die Verhältnisse am Arbeitsplatz vermitteln. 
Dazu sollen d»e Studierenden mit verschiedenen Ar­
beitsinhalten und -anforderur.gen vertraut gemacht 
werden. Sie sollen lernen, die Arbeitsbedingungen an 
den gewerkschaftlichen Forderungen nach menschen­
gerechter Arbeitsgestaltung zu messen und zu prüfen, 
wieweit demokratisch legitimierte Strukturen auf Be­
triebshierarchien einwirken können.

14. Berufspraktische Studienanteile sind in der Hochschule 
vorzubereiten, in enger Zusammenarbeit mit den im 
Berufsfeld tätigen Gewerkschaften durchzuführen und 
nach ihrem Abschluß gemeinsam auszuwerten.

15. Für die Durchführung der berufspraktischen Studien­
anteile müssen in der Industrie und im privaten und 
staatlichen Dienstleistungsbereich die rechtlichen, or­
ganisatorischen und finanziellen Voraussetzungen so­
wie ausreichende Kapazitäten geschaffen werden.

16. Für die in Berufspraxisphasen arbeitenden Studieren­
den muß der Praktikantenstatus tariflich und arbeits­
rechtlich abgesichert werden.

Lehren und Lernen

17. Bei der Vermittlung von Lernzielen und Lerninhal­
ten muß sich Hochschulausbildung solcher Methoden 
bedienen, die qualifiziertes und solidarisches Handeln 
in Beruf und Gesellschaft fördern.

18. Vorlesungen sollen zu Gunsten von lernintensiveren 
und kooperativen Arbeitsformen eingeschränkt werden. 
Vor allem ist das Arbeiten in Kleingruppen anzuregen 
und zu fördern. Die Kleingruppenarbeit dient der Vertie­
fung, der Ergänzung und der Kritik, des Lehrangebots 
und der Unterstützung praxisbezogener Arbeitsformen. 
Kleingruppen sollen auch zu Selbstlerngruppen ent­
wickelt werden. Ferner sollen sie hochschuldidakti- 
sche Experimente begleiten.

19. Die Studierenden sind dazu zu motivieren, sich er­
forderliches Wissen selbständig und zielstrebig an­
zueignen. Darum muß der Bezug der Stodieninhalte 
zur Berufsqualifikation einsichtig gemacht werden.

20. Vor allem in den ersten Semestern sind Tutoren ein­
zusetzen. Sie sollen die Kleingruppenarbeit so unter­
stützen, daß der Lerneffekt verstärkt und der Leistungs­
vorteil genutzt wird.

21. Die Integration fachwissenschaftlicher, berufsprakti­
scher und gesellschaftsbezogener Fragestellungen und 
Methoden soll in der Form des Projektstudiums erfol­
gen. Projektorientiertes Studium soll den Studierenden 
den Zugang zu Forschungsproblemen ermöglichen 
und die problemorientierte, exemplarische Aneignung 
wissenschaftlicher Theorien und. Methoden gewähr­
leisten. Falls die Teilnehmer an Projekten zusätzliche 
fachsystematische Grundlagen benötigen, sollen diese 
in gesonderten projektbegleitenden Lehrveranstaltun­
gen vermittelt werden.

22. Die Hochschullehrer müssen nicht nur für die For­
schung, sondern auch für die Lehre qua lifiz ie rt sein. 
Oies erfordert eine besondere didaktische Ausbildung 
und eine entsprechende W eiterbildung Die Hochschul­
lehrer müssen bereit sein, aus den Erfahrungen ihrer 
Lehrtätigkeit und aus dem Dialog mit M itarbe ite rn und 
Studierenden gegebene Anregungen zur Reform der 
Hochschulausbildung aufzugreifen und entsprechend 
umzusetzen.

23. Bei der W ahrnehmung der W eiterb ildungsaufgabe muß 
die Hochschule die Praxis in Lehre und Lernen ein­



beziehen. Ein „Studium neben dem Berut“ ist in der 
Regel so anzulegen, daß es auf die Berufstätigkeit des 
Studierenden Bezug nimmt. Das gilt auch für das Fern­
studium im Medienverbund, das für Berufstätige be­
sonders geeignet ist.

<

Leistungsnachweise durch Prüfungen

24. Die Prüfungsordnungen dürfen sich nur nach den An­
forderungen richten, die sich aus den Qualifikations­
zielen der Studienordnungen ergeben. Die Prüfungs­
anforderungen müssen vollständigjund eindeutig ge­
regelt sein und den Schwerpunktbildungen der Stu­
dierenden Rechnung tragen. Das bestehende Prü­
fungssystem ist um die Möglichkeiten kooperativer 
Leistungsnachweise zu ergänzen. Der Lehrbetrieb 
muß so organisiert sein, daß eine angemessene Vor­
bereitung auf die Prüfung möglich ist.

Studienberatung

25. Die Studienberatung ist als ständige Aufgabe in das 
Studium zu integrieren. Sie darf sich nicht auf den Stu­
dienaufbau beschränken, sondern muß auch Fragen der 
praktischen Phase, kooperativer Arbeitsformen und 
des Studienverhaltens einbeziehen. Studienberatung 
muß sinnvoll mit Berufsberatung verbunden werden.

26. Insbesondere in Fragen der Studien- und Lebensgestal­
tung sind studentische Vertreter zu beteiligen. Unent­
behrlich sind ärztlich-psychologische Beratungsstellen 
für Hilfe und Betreuung in Fällen von Lern-, Arbeits­
und Kontaktstörungen.

Verfahren der Studienreform

27. Die Hochschulausbildung ist ständig daraufhin zu über­
prüfen, inwieweit ihre Ziele den sich wandelnden An­
forderungen von Beruf und Gesellschaft entsprechen. 
Die sich ändernden Rahmenbedingungen erfordern die 
Durchführung entsprechender Reformen.

28. Studienrefcrm fällt zunächst in die Zuständigkeit de  
Hochschulen. An der Reformarbeit der Hoch>chul 
sind die drei Gruppen — Arbeitnehmer mit Lehr -.-'ga 
ben, Arbeitnehmer ohne Lehraufgaben und Studie 
rende — zu beteiligen.

29. Wegen der gesellschaftlichen Bedeutung der Studien 
reform für die Lebens- und Arbeitsbedingungen de 
gesamten Bevölkerung kann die Hochschule dies« 
Aufgabe nicht allein durchführen. Als Vertreter de 
Arbeitnehmer fordern die Gewerkschaften die Mitbe 
Stimmung am Reformprozeß. Deshalb müssen die 
Gewerkschaften in staatlichen Studienreformkommis 
sionen entscheidenden Einfluß haben.

30. Die Empfehlungen der staatlichen Studienreformkcm  
missionen sollen die Ziele des Studiums betreffen 
Es ist sicherzustellen, daß Studiengänge gleicher Fach­
richtungen an verschiedenen Hochschulen zu gleich­
wertigen Abschlüssen führen und daß der Übergang 
zwischen Studieng^ngen gleicher und verwandter Fach­
richtungen möglich ist.

31. Zur Entwicklung, Unterstützung und Auswertung von 
Studienreformvorhaben sind hochschuldidaktische 
Zentren zu gründen; diese sollen mit den Studien­
reformarbeitsgruppen in Hochschulen und Gewerk­
schaften Erfahrungen austauschen.

32. Hochschulgesetze, Studien- und Prüfungsordnungen 
müssen Raum für die Erprobung von Reformmodellen 
lassen.

33. Ohne vorhergehende Studienreform dürfen keine Re­
gelstudienzeiten festgelegt werden. Sie sollen in erster 
Linie die Hochschule verpflichten, den Lehrbetrieb so 
zu gestalten, daß innerhalb der vorgegebenen Zeit ein 
Abschluß erreicht werden kann. Regelstudienzeiten 
dürfen nicht zu Qualitätsminderung führen. Der Studie­
rende muß Zeit für selbständiges Lernen und das Be­
suchen zusätzlicher Lehrveranstaltungen nach eigener 
Wahl haben.



Weiteres Material zur Studienreform:

1. ) 33 Thesen zur Studienreform

Konzeption-'eines alternativen Studiums 

liberaler hochschulverband

2. ) Materialien zur Studienreform

SchriftreihE Hochschule 30

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft

3. ) Hochschulausbildung - 22 Orientierungspunkte

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft

4. )Gewerkschaftliche Studienreformvorschläge für die

Studieneingangsphase Chemie

5. ) vds Materialreihe zur Studienreform. 4 Nov.79

Kleine,? Studien"reform"

6.) Grundsätze für die Studienreform

von Rainer Krüger und Achatz von Müller 

Entwurf vom 20.4.79

u.s.w. sind im AStA zu bekommen oder zumindest'zu 

kopieren.
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ZUR GEFLISSENTLICHEN BEACHTUNG BEI DER 'ERSTELLUN.g-Jg.OM

Druck- bzw, Kopiervorlagen.

1. ) Bei den Vorlagen sollte an jeder Seite ein Rand von ca.
1 cm frei gelassen werden. Der linke Rand (wenn man auf die 
Schrift schaut) muss Anlagekante sein, d.h. es darf nichts
ÜBERSTEHEN.

2. ) Es DARF KEINE BLAUE SCHRIFT VERWENDET WERDEN, DA DIESE NICHT
WIEDERGEGEBEN WIRD; NICHT EMPFEHLENSWERT IST AUCH GRÜN UND
grau (Schreibmaschinen-Nylonbänder!).
Zur Wiedergabe am besten geeignet ist schwarz oder rqi.

3. ) Bei mehrseitigen Infos immer Seitenzahlen draufschreiben,
das Deckblatt ist Seite 1.

4. ) Bei mehrseitigen Infos immer darauf achten, dass keine leere
Seite übrigbleibt (also gerade Vorlagenanzahl); die leere 
Seite wird wie eine bedruckte berechnet!

5. ) Bei Fotos-möglichst die Orginale beilegen,
6. ) Möglichst wenig geklebte Vorlagen bringen, da die Kleberänder

als Streifen wiedergegeben werden.
Für Fachschaften und AStA: Wenn Zwischenorginale gemacht
WERDEN MÜSSEN, WERDEN STREIFEN VON KLEBERÄNDERN U.Ä. VON UNS
nicht entfernt! Falls Korrekturen von euch gewünscht werden, 
müsst ihr die Zwischenorginale abholen und mit 
"FOTO COPY FLUID" verbessern. Auf keinen Fall "Tipp Ex" ver­
wenden!
Wenn ihr eure Vorlagen korrigieren wollt ist dies auf dem 
. Druckauftrag ausdrücklich und deutlich zu vermerken!

7. ) Druckaufträge sind mindestens 2 Tage vor dem gewünschten
Fertigstellungstermin in der Druckerei abzugeben

8. ) Die Druckaufträge müssen deutlich und vollständig ausgefüllt
werden. Siehe dazu Muster!

1.7.8o Die Drucker


